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Zusammenstellung. ^
1. RegierungsbezirkAachen ... ^ 42 Gemeinden 14300
3. „ Eublenz . . - 100 „ 30580
3. „ Cöln ... ^- 29 „ 38175
4. „ Düsseldorf . - 10 „ 6 250
5. „ Trier . . . -- 77 „ 1« 400

Hauplsumme (204 Gemeinden"! 107 715

Hnlage 17.
(Drucksachen, '^r, l7.

Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses,

betreffend

die Einrichtung von Wandemrbeitsstätten nach Maßgabe des Gesetzes
vom 29. Juni 1907.

Dem 48. Provinziallcmdtage lugen eine Petition des Vorstandes der Herberge zur Heimat
(Pfarrer Ebeling) in Saarbrücken und eine Petition des Vorstandes des Rheinische»Vereins der
Herbergen zur Heimat (Pfarrer 00m Endt) in Langenberg um Einrichtung von Wanderarbeits^
statten in der Rheinpruuinz gemäß dem Gesetze 00m 28, Juni 1807 vor. Die mit der Angclegen-
heit befaßte zweite Fachkommission hielt den Vorschlagdes Pruoinzialausfchusfes,ihm die Petitionen
„zur Erledigung" zu übcnueifcn,nicht für weitgehcudgenug. Sie meinte vielmehr und ließ durch
ihren BerichterstatterAbgeordneten Oi-, 0. Veckerath im Plenum vorragen: „daß die Acdcutung
der Frage doch hier ausdrücklich00m Plenum anzuerkennensei, und daß es sich darum handeln
müsse, zunächst einmal die ganz vclheißuugsvollcnAnsätze, die in der Provinz iu der anderen Form
von Arbeitsnachweisen,Arbcitertolonien:c., in den Großstädten zumeist, vorhanden sind, zu sichten,
sie näher kennen zu lernen, sich auch darüber zu informieren, wie die Erfahrungen in der Nachbar
Provinz Westfalen gewesen sind, und dann nach reiflicher Prüfung der ganzen Frage dem nächsten
Landtage darüber eingehendBericht zu erstatten". Demgemäß hat der 48. Provinziallcmdtag in
seiner Plenarsitzungvom 1>. März 1808 die beiden Petitionen dem Prouiuzialausschußzur Prüfung
und Berichterstattung an den nächsten Provinziallandtag überwiesen.

In Ausführung dieses Beschlusses beehrt sich der Proviuzialausschuß, dem Provinzialland
tage nachfolgenden Bericht zu erstatten.

I. GeschichtlicheEntwicklung.
Die Fürsorge für mittellose Wanderer hat in den letzten Jahrzehnten die Behörden und

gesetzgebendenKörperschaftennach verschiedenen Richtungen hin beschäftigt. Theoretischist für diese
Klasse von Personen zwar gesorgt durch den Z 28 des Reichsgesetzes über den Unterstützungs-
Wohnsitz. Dieser bestimmt: „Jeder hilfsbedürftigeDeutsche muß vorläufig von demjenigenOrts-
armenuerbandeunterstützt werden, in dessen Bezirk er sich bei dem Eintritt der Hilfsbcdürftigkeit
befindet, Die vorläufige Unterstützung erfolgt vorbehaltlich des Anspruchs auf Erstattung der
Kosten bezw. auf Uebernahmedes Hilfsbedürftigen gegen den hierzu verpflichtete!! Armenverbaud."
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Praktisch hat diese Vorschriftaber in ihrer Anwendung auf die nicht seßhafte Nevölkeruug
vielfach versagt, da sie gegenüber dem mittellosen Wanderer nicht durchführbar ist. Der vorläufig
fürsorgepflichtige Ortsarmenverband vermag nämlich einerseits oft nicht zu erkennen, ob er einen
Wirklich arbeitsuchendenoder einen arbeitsscheuen Vagabunden vor sich hat. Es ist daher oft un¬
möglich zu entscheiden, ob und wie ein mittelloserWauderer unterstütztwerdeu muß. Andererseits
läßt sich häufig auch der Erstattungsauspruchdes vorläufig fürsorgepflichtigeu Armenverbandesnicht
verwirklichen. Dies liegt vielfach an den oft unrichtigenund meist unklaren Angaben der Wanderer
über ihre Aufeuthaltsverhältnifse sowie an der Abneigung der ländlichen Ortsbehördeu gegen um¬
fangreiche schriftliche Ennittluugeu. Dazu steht in nicht seltenen Fällen der Wert der geleisteten
Unterstützung in keinem Verhältnis zu deu erstehenden Portoauslageu, so daß der »ach § 2«
U. W. G. vorläufig fürsurgepflichtigcArmenverbanddavon Abstand nimmt, den erstattungspflichtigen
Armeuverbaud zum Ersatz der Kosten heranzuziehen. Unter diese» Umständen erscheint es ver¬
ständlich, daß die einzclnenOrtsarmenverbände nicht geneigt sind, jeden Wanderarmen in aus¬
reichender Weise zu unterstützen, zumal sie sich mit Recht sagen müssen, daß sie durch eiue solche
Uuterstützungarbeitsscheuer Personen unr noch mehr Landstreicherzu sich herauziehenwürden. Die
Folge davon ist, daß vielfach die Ortsarmeiwcrbäudc — uamentlich die kleineren — den Wander¬
armen gegenübersich ihrer gesetzlichen Verpflichtung— abgesehen vielleicht von Krankheitsfällen—
möglichst zu cutziehen suchen und sie ohne oder mit einer ganz unzureichendenUuterstützung—
etwa einem Reise- oder Zehrgeld — weiter ziehen lassen. Infolgedessenkann es vorkommen, daß
arbeitsuchende und arbeitswilligePersonen gezwungen sind, sich ihren Lebensunterhalt durch Betteln
zu erwerben.

Um diesen Uebelstand zu verhindern, haben sich in der Praxis der Hauptsache nach zwe
Systeme herausgebildet, die mit den Namen: „Vcrpflegungsstations- und Wanderarbeitsstätten-
System" gekennzeichnet werden. Das erstere, gleichzeitig ältere System, das mau iu deu siebziger
Jahren des vorigen Jahrhunderts einzuführenbegann, beruht auf der Anlegung eines engmaschigen
Netzes von Verpflegungsstationen an allen größeren Straßeu des Laudes, Die Stationen sollen
in der Regel eiuen halben Tagemarschvon einander entfernt sein. Die arbeitsuchenden Wander-
armen wandern am Vormittage zn Fnß von einer Station zur andern, erhalten dort gegen Arbeits¬
leistung (Holzhacken,Stcinschlagcn uud dergl.) Verpfleguug und Nachtlager und sehen sich nach
etwa vorhandener Arbeitsgelegenheitnm. Finden sie solche nicht, so wandern sie am nächsten
Tage zur nächstenStation weiter. Träger der Einrichtung waren Kreise oder Gemeinden, hier
und da auch Privatvereine.

Zunächst nahm die Einrichtung einen großen Anffchwung. Bis zum Jahre 1890 bestanden
in Deutschland 1957, in Preußen 951 Stationen. Dann trat jedoch bald ein ständiger Rückgang
ein. Um das vollständige Eingehen der Stationen zu verhindern, legte die Königliche Staats¬
regierung im Jahre 1895 dem Landtage den Entwurf eines Gesetzes über die Verpflegungs-
stationeu vor. Diefer Entwurf plaute die obligatorischeGinführung solcher Verpflegungsstationen
im gesamten Staatsgebiet. Als Träger der Stationen waren die Kreise gedacht, denen die Hälfte
der Kosten von den Provinzen erstattet werdeu sollte. Der Entwurf, gegen den von mehreren
Seiten gewichtige Bedenkenerhoben wurden — fo namentlich,das System bedeute in seiner vorge¬
schlagenen Ausgestaltung gewissermaßen eine Organisation des zwecklosen Umherwanderns auf deu
Landstraßen, auch sehle es an einer zweckentsprechendenorganischen Verbindung der Stationen mit
einem Arbeitsnachweissystem— scheiterte hauptsächlich au der Forderung des Abgeordnetenhauses,
der Staat müsse sich in irgend einer Form an den Kosten der Einrichtung beteiligen. Die tat-
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sächliche Entwicklungder folgenden Jahre hat den mannigfachen Bedenkengegen das Verpflegungs-
stationssysteminsofern Recht gegeben, als die Zahl der Stationen feit Mitte der neunziger Jahre
sehr erheblich zurückgegangen ist. Sie betrug 1898 in Preußen nur noch 547, Ende 1905 nur
noch gegen 800. Jedenfalls hatten die Stationen nicht das erreicht, was man uon ihnen erhofft
hatte: die Verminderung der Wcmdcrbettelei.

Die neueren Bestrebungenzur Reorganisation des Naturalverpsteguugsstationswesensgehen
aus uon Westfalen Das dort hauptsächlich durch die Initiative des Herrn Pastor u. Bodelschwingh
in Bethel bei Bielefeld hervorgerufeneSystem der Wcmderarbeitsstätteuberuht auf dem Gebauten,
daß Stationen für arbeitsuchende Wanderer nur an einigen wenigen größeren Orten eines Bezirks
eingerichtet werden. Diese Wcmderarbeitsstättenwerden mit Arbeitsnachweisenund die Arbeits¬
nachweise wiederum mit einander verbunden, so daß für den in eine Wandelarbeitsstätte eintretenden
arbeitsuchendenWanderer sogleich ein ausgebreitetes System organisch zusammengehörenderArbeitt
nachweise in Tätigkeit tritt. Alle mittellosen arbeitsuchendenWanderer werden auf direktemWege
— eventuell unter Benutzung der Eisenbahn — der nächsten Wanderarbeitsstättezugeführt. Dort
erhält der Arbeitsuchende gegen ArbeitsleistungvorübergehendVerpflegung und Obdach, vor allem
aber wird versucht, ihm Arbeit nachzuweisen. Ist solche für ih» nicht vorhanden, so wird er,
soweit möglich, unter Benutzung der Eisenbahn,veranlaßt, sich zu einer anderen Wanderarbeitsstätte
zu begeben,wo er nach den gegenseitig ausgetauschten Nachrichten der Arbeitsnachweisevoraus^
sichtlich Arbeit finden kann. Ist ihm nirgends Arbeitsgelegenheit zu verschaffen, so bleibt nur
übrig, ihn einer Albeiterkoloniezuzuweisen. Der Vorteil dieses Systems beruht iu der Hauptsache
auf der Verbindung der Wanderarbeitsstätten mit einem ausgedehnten Arbcitsnachweissystem
sowie auf dem Umstand, daß die mittellosen arbeitsuchendenWanderer nicht ständig auf den
Wanderstraßen hin und hergeschoben,sondern möglichst bald von ihnen entfernt werden, um
entweder durch die mit den Wanderarbeitsstätten verbundenenArbeitsnachweisein einer dauernden
Stellung oder einstweilen bis zur Erlangung einer solchen in einer Arbeiterkolonie untergebracht
zu werden.

Das System der Wanderarbeitsstätten war bisher eingeführt in der Provinz Westfalen,
in der bisher 25 Wanderarbeitsstätten bestanden,und im RegierungsbezirkLiegnitz, in dem zur¬
zeit 8 Wanderarbeitsstätten eingerichtet sind. Im einzelnen ist es in diesen Bezirken verschieden¬
artig ausgestaltet. So ist in der Provinz Westfalen das Prinzip der Arbeitsvermittlung nicht
streng durchgeführt. Es wird nicht jeder mittellose Wanderer aufgenommen,sondern nnr derjenige,
der folgende Papiere besitzt: 1) eine Quittuugskarte, 2) einen Abmeldeschein, 3) eine glaubwürdige
Arbeitsbescheinigungdes letzten Arbeitgebers, 4) einen „Wanderschein",der nur unter bestimmten
Voraussetzungenerworben werden kann. Der Aufenthalt in der Wanderarbritsstätte dauert in
Westfalen cmch nicht solange, bis Arbeit tatsächlich vermittelt ist, sondern nur kurze Zeit, in der
Regel ^2 bis 1 Tag. Dann muß der Stationsgast bis zur nächsten Wcmderarbeitsstättcweiter«
wandern oder er wird mit der Eisenbahn dorthin geschickt.Die Wanderarbeitsstätten des Re»
gierungsbezirksLiegnitz kennendemgegenüber das System der Wanderscheinenicht, infolgedessen
fehlt es auch an einer Festlegung von bestimmtenWanderstraßen.

Die Einrichtung der Wanderarbeitsstätten war nun eine freiwilligeLeistung der interes¬
sierten Kreise, unter Beihilfe der Provinzialverwaltung. Ein Zwangsmittel, um widerwillige
Kreise zur Einrichtung von Wanderarbeitsstätten zu zwingen, gab es nicht. Die Notwendigkeitzur
Anwendung solcher Zwangsmittel machten sich aber bald in Westfalenbemerkbar und gehen daher
auch die Bestrebungen zur gesetzlichen Regelung von Westfalen, insbesondere dem Abgeordneten
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Pastor v. Bodelschwingh-Bielefeldaus. Dieser stellte im Jahre 1904 in Gemeinschaft mit dem
Abgeordnetenv. Pavpenheim im Abgeordnetenhauseden Antrag:

Das Haus der Abgeordnetenwolle beschließen:
„Die Königliche Stantsregierung aufzufordern, dem Landtage der Monarchie alsbald
einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch welchen die Fürsorge für arbeitsuchende mittellose
Wanderer mittels Einrichtung von einstweiligenArbeitsstätten (Wanderarbeitsstätten)
in Verbindung mit Arbeitsnachweisengeregelt wird, der aber nur für die Provinzen
in Kraft zu treten hat, deren Vertretungen dies beschließen,"

In der Plenarsitzung des Abgeordnetenhausesvom 6. April 1905 wurde dann, nachdem
d« Antrag in der Gemeindekommissiondurchberaten war, dem Antrage dieser Kommission ent¬
sprechend beschlossen:

Die KöniglicheStaatsregierung zu ersuchen, einen Gesetzentwurfzur Regelung der Für¬
sorge für mittellose arbeitswillige Wanderer vorzulegen, wobei eine ganze Reihe von bestimmten
Grundgedankenzur Berücksichtigung empfohlenwurde.

Die Staatsregierung legte darauf einen Entwurf eines Wandelarbeitsstättengesetzesvor,
der nach verschiedenen Abänderungen in der Sitzung des Abgeordnetenhausesvom 10. Mai 190?
und in der des Herrenhauses vom 5. Juni 1907 zur Annahme gelangte. Das Gesetz erhielt am
29. Juni 1907 die königliche Sanktion,

II. Z»as Mandemrbeitsftättmgesetz vom 29. Juni 1907.

Der Wortlaut des Gesetzes ist in Anlage H. abgedruckt.
In folgendem soll auf die Hauptpunkte des Gesetzes näher eingegangenwerden; und

zwar auf die Anwendbarkeitdes Gesetzes überhaupt; den Kreis der Personen, für die es bestimmt
O; den Zweck des Gesetzes; Erlaß der Wanderordnung und endlich die Verteilung der Kosten.

Zu § 1. Das Gesetz bietet insofern eine Besonderheit auf dem Gebiete der Gesetzgebung,
als es uicht unbedingt gilt, vielmehr ist die Einführung des Gesetzes in den einzelnenProvinzen
von einer Beschlußfassungdes Provinziallandtags abhängig, Die Beurteilung des Bedürfnisses
nach Einfühlung der Wanderarbeitsstätten ist unter Abstandnahme von jeder obligatorischen Ein¬
richtungfür den Bereich einer jeden Provinz den Provinzen vorbehalten. Die tatfächliche Ein¬
führung des Systems wird aber in den Provinzen, welche Wanderarbeitsstätten einrichtenwollen,
dadurcherleichtert,daß die Provinzen die Berechtigungerhalten, die Kreise zur Einrichtung, Unter¬
haltung und Verwaltung von Wandemrbeitsstätten in rechtsverbindlicherWeise heranzuziehen.
Dadurch, daß das Gesetz hinsichtlich der Einführung von Wanderarbeitsstättcn den einzelnen Pro¬
vinzen völlig freie Hand läßt, will es der Verschiedenartigkeitder Verhältnisse in den einzelnen
Provinzen Rechnung tragen. Sowohl auf Seiten der Regierung wie bei einer Anzahl von Mit¬
gliedern der Kommissiondes Abgeordnetenhausesherrschte die Ansicht vor, daß ein Bedürfnis zu
einer solchen Einrichtung nicht überall gleichmäßig vorhanden sei. Von einer Seite wurde in der
Kommission namentlich in Anlehnung an eine Petition der Landwirtschaftskammerfür die Rhein¬
provinz darauf hingewiesen,daß auch im Westen der Monarchie vielfach die Verhältnisseso ge¬
staltet seien, daß das Gesetz leicht eine nachteiligeWirkung insofern haben könne, als eine Ab¬
wanderung vom Lande in die Städte dadurch möglicherweise noch gefördertwerde. Unter diesen
Umständenwollte man den Provinzialverbänden lediglichdie Fakultät schaffen, auf diefem Gebiete
vorzugehen und je nach den bei ihnen obwaltenden Verhältnissen die Angelegenheitzu ordnen.

23
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Für den Beschluß des Provinziallandtags wurde das Erfordernis der Zweidrittelmehrheit gewählt,
weil der Beschluß einen bedeutsamen und in der bisherigen Gesetzgebung unbekannten Eingriff in
das Selbstbestimmungsrechtder Kreise bedeutet. Denn diese können auch gegen ihren Willen mit
einer Wanderarbeitsstätte bedacht werden. Es sollte daher durch die Zweidrittelmehrheitein gewisser
Schutz für die mit Wanderarbeitsstätten zu bedenkenden Kreise geschaffen werden.

Schon nach dem bisherigenRecht hatten die Provinzen die Befugnis, das Wanderarbeits«
Mteuwesen zu ordnen, mußten dann aber die Wanderarbcitsstätten selbst einrichten,verwalten und
unterhalten. Nach dem Gesetz vom 29. Juni l90? sind die Kreise die alleinigen Träger des
Unternehmens.

Der Beschluß eines Provinziallandtags, die Wandelarbeitsstätten nach Maßgabe des
Gesetzes einzurichten, spricht natürlich nicht lediglich eine Verpflichtung der Kreise zur Einrichtung
usw. von Wanderarbeitsstätten aus, sondern enthält gleichzeitigdie Uebernahmevon zwei Dritteln
der Gesamtlostenauf den Provinzialverband und bildet fonach eine neue Belastung der Provinz,

Zu § 2. Hier wird der Kreis der Personen, denen die Wauderarbeitsstätten dienen
füllen, fowie die Aufgabe der Wanderarbeitsstätten bestimmt. Sie sollen eingerichtetwerden für
mittellose, arbeitsfähige Männer, die außerhalb ihres Wohnorts Arbeit suchen. Ein rechtlicher
Anspruchauf Aufnahme in eine Wanderarbeitsstätte besteht nicht. Es ist vielmehr lediglichin
das Ermessen der Wanderarbeitsstülten gestellt, ob sie Wanderer aufnehmen wollen. Jedenfalls
follen aber nur solche Wanderer Aufnahme finden, die mittellos und arbeitsfähig sind und außerhalb
ihres Wohnorts Arbeit suchen. Daher sind von der Aufnahme ausgeschlossen arbeitsunfähige, —
d. h. solche, die zur Verrichtung der von ihnen in der Wanderarbeitsstätte zu leistendenArbeit
dauernd außerstande sind —; ferner sind ausgeschlossen solche, die nicht außerhalb ihres Wohnorts
Arbeit suchen. Also sowohl die Aufnahme von am Orte einer Wanderarbeitsstätte ansässigen
Arbeitslosen fällt aus dem Rahmen des Gesetzes wie auch die Behandlung arbeitsscheuer Wanderer.
Wer nicht ernstlich Arbeit sucht, darf in eine Wanderarbeitsstätte nicht aufgenommenwerben. Die
arbeitsunfähigen Hilfsbedürftigensind dem Ortsarmenverband znr weiteren Fürsorge zu überweisen,
die arbeitsscheuenWanderer sind der Polizeibehörde zur Herbeiführung der Bestrafung je nachdem
wegen Bettelei, Landstreicherei,Arbeitsscheu oder Vernachlässigungder Nährpflicht zuzuführen.

Neben dem Kreis der Personen, denen die Wanderarbeitsstätte« dienen sollen, — Scheidung
zwischenArbeitsfähigen und »willigen einerseits und den arbeitsunfähigen und arbeitsscheuen
Wanderern andererseits — bezeichnet Z 2 auch die Aufgabe der Wanderarbeitsstätten, dies ist die
Vermittlung fester Arbeit, während die Gewährung von Beköstigung und Obdach gegen Arbeits¬
leistung nur als ein Mittel zum Zweck und als etwas Vorübergehendesgedacht werden darf. Diese
vorübergehende Gewährung von Beköstigung und Obdach soll nach dem Zwecke des Gesetzes
solange stattfind en, bis für den Wanderer eine feste Arbeitsstätte gefundenist. Dies ist aber nur
die Höchstgrenze,bis zu der ein Wanderer in der Wanderarbeitsstätte beköstigt werden soll. Eine
Verpflichtung,den Wanderer solange zu behalten, besteht nicht, wie überhaupt eine Verpflichtung
zur Aufnahme in die Wanderarbeitsstätte nicht besteht.

Zu § 3. Der Erlaß der Wanderarbeitsstättenordnungliegt den Provinziallandtagen ob,
die aber befugt sind, den Erlaß der Ordnung den Provinzialausschüssenzu übertragen. Die
Bestimmung der Orte, in denen Wanderarbeitsstätte« eingerichtetwerden sollen, kann durch den
Provinziallandtag erfolgen, aber auch dem Provinzialausschußüberlassenwerden.

Zu § 5. Hier wird die Kostenfragegeregelt. Die Provinzen haben sowohl den Kreisen
mit Wanderarbeitsstätte« wie den zuschuhpflichtigen Kreisen (§ 4 des Gesetzes)zwei Drittel der
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Kosten zu erstatten. Während bei den parlamentarischen Verhandlungen über das Gesetz die
Beitragspflicht der zuschußpflichtigen Kreise und die Erstattung von «/» aller Kosten durch die
Provinzen nicht angefochtenwurde, fanden über die Beiträge des Staates längere Erörterungen
statt. Die Königliche Staatsregierung hatte ursprünglichdie gesetzlicheFestlegung einer Beitrags¬
pflicht des Staates wegen des armenrechtlichen Charakters des Gesetzes abgelehnt, aber im Laufe
der Verhandlungen sich bereit erklärt, den Provinzen für die mit den Wanderarbeitsstätten zu
verbindenden Arbeitsnachweise eine Unterstützungzu gewähren. Eine Beteiligung an den Kosten
der Wanderarbeitsstätten selbst wie auch eine von vornherein prozentual festgelegte Beteiligung an
den Kosten der Arbeisnachweise wurde seitens der Staatsregierung ausdrücklich abgelehnt; ebenso'
wenig wird der Staat sich nach einer Erklärung des Herrn Ministers des Innern an den Kosten
bei erstmaligen Einrichtung der Wanderarbeitsstätten beteiligen. Der Beitrag wird vielmehr
lediglich nach den Kosten der Arbeitsnachweise berechnet. Eine Trennung dieser Kosten von den
allgemeinenKosten der Wanderarbeitsstätten wird meist schwierig, häufig unmöglich sein. Sie
werden also zum Teil mit zu berücksichtigen sein. Die Staatsregierung erklärte sich nur zur
Uebernahme eines angemessenen Bruchteils dieser Kosten — anstatt des vom Abgeordnetenhause
gewünschten festen prozentualen Anteils — bereit; und zwar einmal darum, weil der Staat eine
anteilsmäßigeHeranziehung zu den Kosten einer fakultativenEinrichtung, auf deren Höhe er keinen
Einfluß habe, grundsätzlichablehnen müsse. Sodann wurde betont, daß der dem Minister des
Innern für die Unterstützungzur Verfügung stehende Fonds ein Dispositionsfonds sei, der etats-
rechtlich nicht überschrittenwerden dürfe. Bei einer prozentualen Beteiligung des Staates würde
sich die Gefahr ergeben, daß der Fonds für die zu leistendenBeiträge nicht ausreichen und die
erforderlichen Mittel, da der Fonds nicht überschrittenwerden darf, fehlen könnten. Bei dem
Etat des Ministeriums des Innern kommt nur die Gewährung von Zuschüssenaus dem in
Kapitel 98 Titel 4 vorgesehenen Fonds „Prämien und sonstige verschiedene Ausgaben, insbesondere
auch Rechnungsvergütungen"in Betracht. Dieser belief sich im Rechnungsjahr 1908 auf 65 119
Mark; in 1909 auf 74000 Mark, wovon zum Zwecke der Unterstützungder mit Wanderarbeits¬
stätten verbundenenArbeitsnachweise speziell 30 000 Mark verwandt weiden können. Zur Förderung
des Arbeitsnachweiswesensdurch finanzielle Beihilfen hat die Staatsregierung ferner im Etat der
Handels- und Gewerbeverwaltung in Kapitel 69 Titel 16 einen Fonds von 55 000 Mark (für
1908) bezw. 65 000 Mark (für 1909) vorgesehen, „zur Förderung der nicht gewerbsmäßigen
Arbeitsvermittlung und Rechtsbcratung für die minderbemitteltenBevölkerungskreise".

Ferner wird der Staat an den Kosten für Wanderarme sich nach einer Mitteilung des
Herrn Ministers des Innern im Abgeordnetenhauseinsofern beteiligen,als die preußische Eisenbahn¬
verwaltung bereit ist, den Befördemngspreis der IV. Wagenklaffe für Wandemme in denjenigen
Provinzen, die das Wanderarbeitsstättenwesenausreichend regeln, von 2 Pfennig auf 1 Pfennig
für das Perfonenkilometerherabzusetzen.

m. Zie Stellungnahme der übrigen Urovinzenzum ZVandemrbeitsstättengesetz.
Die Stellung der übrigen Provinzen ist in ihrer weitaus größten Mehrzahl eine ablehnende,

oder doch wenigstens eine abwartende.
Nur die Provinz Westfalen und der Bezirksverband Kassel beabsichtigen die Einführung

von Wanderarbeitsstätten nach Maßgabe des Gesetzes.
In der Provinz Westfalen, auf deren Betteiben das Gesetz geschaffen wurde, ist die

Eröffnung der Wanderarbeitsstätten nach Maßgabe des Gesetzes vom 29. Juni 1907 — nachdem
23"
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der 49. WestfälischeProvinziallandtag in seiner Sitzung vom 5, Mai 1909 die Einführung
beschlossenund gleichzeitigeine Wanderarbeitsstättenordnung angenommen hat — zum 1. April
1910 in Aussichtgenommenund steht die Eröffnung, wenn nicht besondere etwa noch hervor¬
tretende Schwierigkeitenzu überwinden sind, zu diesem Zeitpunkt zu erwarten. Der Wunsch des
49. RheinischenProvinziallandtags, Kenntnis davon zu erhalten, wie die Erfahrungen mit dem
Wanderarbeitsstättengesetz in der Provinz Westfalengewesen sind, kann daher noch nicht erfüllt weiden.

Es erscheint zweifelhaft,ob die in der Provinz Westfalen geplanten Ginrichtungen über¬
haupt eine den Absichten des Gesetzes entsprechende Losung der Frage der Fürsorge für Wander-
arme herbeiführen. Wenn auch das Gesetz den mittellosen, arbeitsfähigen Wanderern in den
Provinzen, welche Wanderarbeitsstätten einführen, einen rechtlichen Anspruchauf Aufnahme in die
Wandcrarbeitsstätten nicht hat geben wollen, so kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß
diese Elemente soweit möglich Aufnahme in den Wanderarbeitsstätten finden und darin solange
verbleibensollen, bis für sie eine feste, dauernde Arbeitsstellevermittelt ist. Dies wird jedoch in
der Provinz Westfalen wie bisher so auch in Zukunft nicht gefchehen. Die Aufnahme in eine
Wanderarbeitsstattewird schon von so mancherleiFormalitäten abhängig gemacht,denen das Gros
der Wanderarmen nicht wird genügen können. Zur Aufnahme ist nämlich erforderlich ein Wander-
fchei», der von den Wanderarbeitsstätten ausgestellt wird. Dieser Wanderscheindarf jedoch nur
solchen mindestens 16 Jahre alten männlichenPersonen ausgestellt werden, welche

1. einen Abmeldeschein der Polizeibehördeihres letzten Wohnorts und eine Quitlungskarle
vorlegen;

2. durch glaubwürdige Arbeitsbescheinigungen, wozu auch Abkehrscheine der Krankenkassen
gehören, nachweisen, daß sie innerhalb des letzten Vierteljahres mindestens 0 Wochen
lang gearbeitet haben oder durch Krankheitsbeschcinignngen glaubhast machen, daß sie
während dieses Zeitraumes zur Uebernahmevon Arbeit außerstande waren;

3. eine Ausfertiguugsgebührvon 1 Mark zahlen oder statt deren mindestens 1'/, Tag
(8 und 4 Stunden) in der Wanderarbeitsstatte arbeiten.

Wanderer, welche wegen fehlender Papiere in die Wanderarbeitsstättennicht aufgenommen
werden können,werden der Ortsbehörde als obdachlosüberwiesen. Wenn sie dann eine Bescheinig
gung der Ortsbehörde vorlegen, wonach sie die beiden letzten Werktage die ihnen zugewiesene Arbeit
verrichtetund bei der Ortsbehörde die Beschaffungder etwa noch fehlenden polizeilichen Abmelde¬
bescheinigung und der Quittungskalte nachgesucht haben, dürfen sie bis zum Mittag des sechsten
Werktages in der Arbeitsstätte gegen volle Tagesarbeit (8 Stunden) untergebracht und verpflegt
weiden. Wird inzwischendie Abmeldebescheinigung beigebracht,so darf am Mittage des sechsten
Werktages der Wanderschein ausgestellt werden. Wird die Nbmeldebescheinigung bis dahin nicht
beigebracht, so erhält der Wanderer einen Wanderpaß, mit dem er sich unter Inanspruchnahmeder
ans dem darin vorgeschriebenen Wege liegenden Wanderarbeitsstätten in eine Arbeiterloloniebegeben
kann. Die Verwaltung der Arbeiterkoloniedarf dem Wanderer nach uierwöchigerständiger Arbeit
auch ohne Papiere den Wanderscheinausstellen.

Nur einem kleinen Teil der Wanderarmen wird es bei diesen weitgehendenFormalitäten
möglich sein, sofort in eine Wanderarbeitsstatte aufgenommenzu werden. Bei weitaus den meisten
wird jedenfalls die Aufnahme schon daran scheitern, daß sie eine mindestens6 Wochen lange Arbeit
innerhalb des letzten Vierteljahres nicht nachzuweisen vermögen (siehe oben unter 2). Der Besitz
eines Wandelscheinsberechtigtaber nur dann zum Eintritt in eine Wanderarbeitsstätte, wenn er
ordnungsmäßig geführt ist. Auch in jeder folgenden Wanderarbeitsstätte darf die Aufnahme des
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Wandereis nur gegen Vorzeigung des Wanderscheinsund aller zu seiner Ausstellungerforderlichen
Papiere erfolgen. Der Schein wird auf jeder Wanderarbeitsstätte mit dem Datum des Abreise¬
tages abgestempelt;auch wird die Stunde der Abreise und der Ort der nächsten Wanderarbeits-
statte, wohin der Wanderer gehen will, in den Wanderscheineingetragen. Gin Wanderer wird
nicht aufgenommenund sein Wanderscheineingezogen, wenn er nicht den Wanderstempel der Ab¬
gangswanderarbeitsstättevon demselben Tage hat oder wenn der Wanderer wesentlich später eintrifft,
als nach der Entfernung und der in den Wanderscheineingetragenen Abgangsstundc möglich ist.
Also geringe Verstöße gegen die Wanoerordnung machen den Inhaber eines Wanderscheinszur
Aufnahme in die Wandcrarbeitsstiitte unfähig und treiben ihu nach Einziehung seines Wander¬
scheins wieder auf die Landstraße.

Wenn demnach der Eintritt in eine Wanderarbeitsstättceinerseits mannigfachen Beschränkungeil
unterliegt, so kommt andererseits noch hinzu, daß die Aussichtauf Erlangung einer dauerndenfesten
Arbeitsstelleeine verhältnismäßig geringe ist. Nach der Absicht des Gesetzgebers soll der Aufenthalt
>n einer Wandcrarbeitsstiitte regelmäßig bis zur Ermittlung einer festen Arbeitsstelle währen,
demgegenüberbestimmt die Wander- und Arbeitsordnung für Westfalen, daß die Wanderer nach
dem Mittagessen des zweiten Werktages nach cmderthalbtägigerArbeit in der Wanderarbeitsstättc,
wenn ihnen keine Arbeit nachgewiesen ist, zur Weitelwanderung zu entlassen sind. Bei großem
Andrang in den Wanderarbeitsstättcn kann die Entlassung sogar schon nach '^tägiger Arbeit
erfolgen. Endlich sei noch erwähnt, daß die Aufnahme in eine Wanderarbeitsstättc auch dann
versagt und der Wanderscheineingezogenwerden muß, wenn der Wanderer innerhalb der letzten
6 Monate bei derselben Wanderarbeitsstättc bereits Verpflegung erhalten hat.

In Westfalen ist die Einrichtung von 29 Wanderarbeitsstättcn geplant. Die dem
Pruvinzialvelband nach Abzug des vom Staate übelnommenenBmchtcils noch zur Last fallenden
Kosten werden auf 50-55 000 Mark geschätzt.

Im Bezirtsuerband Eassel, wo am 18. Februar 1909 vom Kommunallandtag des
RegierungsbezirksEassel gleichfalls die Einführung der Wanderarbeitsstätten beschlossen ist, haben
die Wanderarbeitsstätten in Eassel, Bcbra, Fulda, Marburg und Rinteln bereits vor einigen
Monaten ihre Tätigkeit aufgenommen. Die Einrichtung einer weiteren Wanderarbeitsstättc in
Hanllu ist geplant.

Für den Erwerb uud die Führung des Wanderscheinszur Aufnahme in eine Wander¬
arbeitsstättc gelten im RegierungsbezirkCasfel ähnlicheBestimmungen,wie sie in Westfalen ein«
geführt werden sollen. Die größere Entfernung der Wanderarbeitsstätten im Regierungsbezirk
Eassel von einander macht nur eine häufigere Beförderung der Wanderer durch die Eisenbahn
nötig, als dies bei der Engmaschigkeit des Wanderarbcitsstättennetzesin Westfalen erforderlich und
beabsichtigtist. Die Casseler Wanderordnnng bietet insofern einen Vorzug vor der westfälischen,
als sie abweichendvon dieser für die Beschäftigungder Arbeiter in der Wanderarbeitsstätte eine
Höchstdauernicht festsetzt, sondern die Beschäftigungin der Regel so lange dauern soll, bis für
den Wanderer feste Arbeit gefunden ist.

Was die übrigen Provinzen anlangt, so wird in den Provinzen Ost- und Westpreußen,
Pommern, Posen, Schlesien und Schleswig-Holsteindie Einführung von Wanderarbeitsstättennach
Maßgabe des Gesetzes nicht beabsichtigt,da ein Bedürfnis zu derartigen Einrichtungennicht vorliegt.
In Schlesien ist zur Förderung der Sache selbst beschlossen worden, zur Einrichtung und Unter¬
haltung von Wanderarbeitsstätten, wie sie namentlich im RegierungsbezirkLiegnitz schon seit
einigen Jahren bestehen, Beihilfen zu gewähren. Auf Grund diefes Beschlusses sind bereits einige
Wanderarbeitsstätten neu eingerichtet und von der Provinz subventioniertworden.
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Der Provinziallandtag von Brandenburg hat eine Regelung auf Grund des Wander¬
arbeitsstättengesetzes ausdrücklich abgelehnt. Jedoch sind auf den Vorwerken der Landarmen" und
Korrigendencmstaltenin Straußberg und Landsberg a. W. Arbeitsasyle eingerichtet, in denen
Arbeitswillige so lange Unterkommenfinden, bis ihnen eine Arbeitsstelle mit Aussicht auf Ver¬
bleiben darin nachgewiesen werden kann. Diese Einrichtungen sind eigentlichnichts anderes, als
von der Provinz geschaffene Albeiterkolonien. Ob noch weitere Arbeitsasyle geschaffen werden,
hängt davon ab, ob der Staat und die nicht zum Brandenburger Provinzialverbande gehörige,
aber aus den EinrichtungenVorteile ziehendeStadt Berlin sich an den Kosten beteiligen werden.
Die dieserhalb eingeleitetenVerhandlungen sind noch nicht abgeschlossen.

Hannover wird gleichfalls von einer Durchführung des Gesetzeseinstweilen absehen, es
wird dort zurzeit erwogen, ob eine Wanderarmenfürsorgemit Hilfe des Niedersächsischen Herbergs-
uerbandes unter finanzieller Beihilfe der Provinz möglichist.

In Sachsen ist vom letzten Provinziallandtag eine Kommission zur Besichtigung von
Wanderarbeitsstätten anderer Provinzen gewählt worden; über das Ergebnis der Besichtigung
wird dem nächsten Provinziallandtag Bericht erstattet.

Der letzte Kommunallandtag des Regierungsbezirks Wiesbaden hat beschlossen,den
Landesausschußzu ersuchen, ihm in der nächsten Tagung eine Vorlage über die Angelegenheitder
Einführung von Wanderarbeitsstätten zugehen zu lassen. Der Landesausschußhat darauf in seiner
Sitzung vom 11. November 1909 beschlossen, einen Beschluß über Einführung des Gesetzes zunächst
nicht zu faffen, vielmehr für jetzt in weitere Ermittelungenin verschiedenenRichtungeneinzutreten,auch
die Entwicklungder Angelegenheit im Bezirlsverband Eassel und in der Provinz Westfalenabzuwarten.

IV. 3ie in der Meinprovinz für Wanderarme bestehenden Einrichtungen.
^. Arbeitsnachweise.

Eine erschöpfende Darlegung der Bedeutung der in der Rheinprouinz vorhandenenArbeits¬
nachweise in dem engen Rahmen einer Vorlage an den Provinziallandtag scheint unmöglich.

Arbeitsnachweise,die speziell und ausschließlich für Wanderarme bestimmt sind — d. h.
Anstalten, die lediglich die Vermittlung von Arbeitsstellen für außerhalb ihres Wohnorts arbeit¬
suchende arbeitsfähige Männer bezwecken —, dürften nicht bestehen. Es würde ihnen mit Rücksicht
darauf, daß sie zu verschiedenen Zeiten in ganz verschiedenem Maße in Anspruch genommen
weiden, nur eine kurze Lebensdauerbeschiedensein. Auch die Arbeitsnachweise der Wanderarbeitsstätten
werden wohl regelmäßig mit einem städtischen oder kommunalen Arbeitsnachweis in enger
Verbindung stehen,

Für die Arbeitsvermittlung für Wanderarme kommen ferner wohl nur in geringemMaße
in Betracht die zahlreichen Organisationen und Verbände, welche Arbeitsstellenvermitteln; es sind
das namentlich die vielen Arbeitgeber-und Arbeitnehmer-Fachuerbände,die Verbände von Privat¬
angestellten, die Freien Gewerkschaften,die Hirfch - Dunkerschen Gewertvereine, die Christlichen
Gewerkschaften,Unabhängige Vereine, Innungsnachweise usw., soweit sie Arbeit vermitteln. Alle
diese Vereine dienen hauptsächlichgelernten Arbeitern und erstreckenihre Tätigkeit auf größere,
über den Bereich einer Provinz hinausgehende Bezirke. Da die Wanderarme« zum größtenteil
ungelernte Arbeiter sind, wird eine Arbeitsvermittlung für sie durch die genannten Vereine nur
selten stattfinden. Namentlich erscheint eine Feststellung unmöglich, wie weit eine derartige
Unterbringung von Wanderarme« in feste Arbeitsverhältnissedurch die genannten Verbände speziell
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in der Rheinprovinz in Bettacht kommt. Von einem Abdruckder Ziffern über den Umfang der
Stellenvermittlung durch Fachvereineist daher abgesehen.

Ebensowenig ist ein Urteil darüber möglich, welche Bedeutung das private Stellen-
vermittlungsgewerbe für die Wanderarmen hat, für das eine Statistik in Preußen überhaupt
fehlt; die Bedeutung dürfte gleichfalls keine große sein. . . ^ >,. ..«.«^-«

Für die Vermittlung von Arbeitsstellen für Wanderarme dürften zedoch du öffentlichen
Arbeitsnachweise von größerer Bedeutung sein; und zwar sowohl die rein kommunalen als auch
die mit kommunaler oder staatlicher Unterstützungbetriebenen allgemeinenArbeitsnachweise.Zwar
bezwecken namentlich die kommunalen Arbeitsnachweise naturgemäß in erster Llme nur die
Vermittlung von Arbeitsstellenfür ortsansässige,insbesondere solche Personen, die au dem betreffenden
Orte ihren Unterstützungswohnsitz haben. Jedoch werden sich unter den Stellensuchendenund den
durch Vermittlung dieser Arbeitsnachweise in Dienst- und Arbeitsuerhältnisseuntergebrachten Perfonen
auch zahlreiche finden, die zu der Klaffe der arbeitsfähigen Wanderarmen zu rechnen sind.
Inwieweit für folche Personen allerdings die öffentlichen Arbeitsnachweisevon Bedeutung find,
wievieleStellen für arbeitsfähige außerhalb ihres Wohnorts arbeitfuchende Männer in den letzten
Jahren vermittelt worden find, darüber find genaue statistische Angaben nicht zu erlangen da du
vorhandenen lückenhaft sind. Nur einzelneArbeitsnachweifegeben die Zahl der ..«"",°" "«,
ohne daß erkenntlich ist. ob dies Wanderarme im Sinne des Wanderarbeitsstättengesetzev,u.d d
wieviele von ihnen in ein Arbeitsuerhiiltnisuntergebrachtworden sind. Um udoch eme>' Beür.ff von
der Bedeutung dieser in der Rheinprovinz bestehenden Arbeitsnachweise zu geben. ,st als Anlage t^
ein Auszug aus einer Uebersicht über die in Preußen vorhandenenkommunalenoder m.t kommnna er
Unterstützung betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweisestellen abgedruckt, aus dem d.e einzelnen Arbeits¬
nachweise, die Zahl der offenen Stellen, der Arbeitsuchenden und der besetzten stellen wahrend der
letzten Zeit ersichtlich find. Nächst dem in Eüln bestehendenArbeitsnachweifehaben d,e ,m
RegierungsbezirkDüsfeldorf bestehendenArbeitsnachweisedie Hauptbedeutung. Sie stehen un er
einander in engster organischerVerbindung. Der Verband zur Förderung des Arbeitsnachweises
mit seinem Sitze in Düsfeldorf - der fast alle im RegierungsbezirkDüsseldorf bestehende»,
kommunalenoder mit kommunaler Unterstützungbetriebenen Arbeitsnachweifeumsaßt - bezweM.
die im Regierungsbezirke Düsfeldorf bestehendenArbeitsnachweisstellenin der
Bestrebungen zu unterstützenund die Zahl der Arbeitsnachweisstellendem Bedürfnis ntf «chen
zu vermehren. Zur Erreichung diefes Zweckes ist in Düsfeldorf e.n Ientral-Bnre errichtet
dessen Aufgabe hauptsächlichbesteht in der Zusammenstellung der von den einzelnen Mbtts-
nachweisstellenwöchentlich als von ihnen nicht erledigt angemeldetenAr e.tsgesuche mid Stelle -
angebote nnd Versendung dieser Zusammenstellungenan d.e einzelnenNachweisstellen d e Ve^
sendnng dieser sogenannten „Vakanzenlisten" foll freilich vom
unterbleiben); in der Auskunfterteilungüber Stelleuangebote und Arbettsgefucheauf An rag. und
in der Fördenu.g der Errichtung neuer Arbeitsuachweisstellcn. Naturgemäß ge mgt ach
wirtschaftlichgünstigen Zeiten nicht die Besetzuugsämtlicher offenen Stellen. So käme m °en
wirtschaftlich günstigen Jahre 1906 mit feinem notorifchenNrbeitermangel °" /00 offeue «teueu
im Re ierungsbezirk Düfseldorf 114.6 Arbeitsucheude und 71.8 Stellende etzuugen 190 «"'
100 offene Stellen 106.9 Arbeitsuchende uud 75,3 Stellenbesetzungen,wahrend 1908 auf 100
offene Stellen 158.8 Arbeitfuchende und 80.4 Stellenbefetzungensielen.

Als Einrichtungen,die zwar die Arbeitsvermittlung nicht als Selbstzweck betreiben, aber
den Wanderarmen vorzugsweisezugute kommen, sind noch die Herbergen zur Heimat sowie w
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Hospize der katholischen Gesellenvereine zu nennen, letztere allerdings vorzugsweisefür Handwerks»
gesellen bestimmt. Namentlich die über die ganze Provinz verteilten Herbergen nehmen gegen
Bezahlung alle Wandernden und Arbeitslosenauf, einige Herbergen— die mit Verpflegungsstationen
verbunden sind — auch ohne Bezahlung. Sie stehen mit Arbeitsnachweisen in Verbindung, um die
Wandernden, die Arbeit suchen, unterzubringen. Nach einer Mitteilung im Reichsarbeitsblatt
bestanden im Jahre 1908 in der Rheinprovinz30 Herbergenzur Heimat, davon 11 mit Verpflegungs¬
stationen. Es kehrten 236 654 selbstzahlende Herbergsgästeein und die Verpflegungsstationennahmen
23 6«6 Personen auf. In Arbeit gebrachtwurden in 1907: 19 961; in 1908: 15186 Personen.

Aehnlichen Zweckendienen die Männerheime der Heilsarmee, von denen sich 5 in der
Rheinprovinz befinden. Sie sind Obdachlosenasyle,Herbergen und Wanderarbeitsstätten zugleich.
Auch sie versuchen,ihre Gäste — wohl fast ausschließlich Wauderarme — wieder in Arbeit zu
bringen.

In dem Männerheim der Heilsarmee in Cöln fanden während des Jahres 1908 Auf¬
nahme 432 Männer; davon wurden in Arbeit gebracht durch eigene Bemühung: 92; durch
Vermittlung des Heims: 46. Von 353 Aufgenommenendes Männerheims in Mülheim a. Ruhr
wurden durch eigene Bemühung in Arbeit gebracht 25 und durch Vermittlung dc« Heims 21.
Von 452 Aufgenommenendes Männerheims in Düsseldorf wurden in Arbeit gebracht 64-j-14;
von 262 Insassen des Männerheims in Solingen wurden 71-j-2 und von 273 Insassen des
Männerheims in Elberfeld 31-j-8 in Arbeit gebracht.

Als besonderer für Wanderarme in Betracht kommender Arbeitsnachweis verdient noch
der im Jahre 1901 von der Landwirtschaftskammerder Rheinprovinz ins Leben gerufene Arbeits¬
nachweis für landwirtschaftlicheArbeiter hervorgehoben zu werden. Dessen Zweck besteht darin,
den rheinischenLandwirten die Gewinnung der benötigten landwirtschaftlichenArbeitskräfte zn
ermöglichen bezw. zu erleichtern. Die Hauptstellein Bonn hat, nachdem die Nebenstellen sich infolge
schwachen Angebots einheimischer Leute als nicht lebensfähig erwiesen haben, die Vermittlung für
den ganzen Bezirk der Rheinprouinz übernommen. Da auch hier das Angebot von einheimischem
Personal, welches sich auf längere Zeit (1 Jahr) verpflichtenwill, äußerst schwach ist, so müsse»
vielfach Dienstpersonen,und zwar fast ausschließlich männliche,aus dem Osten herangezogen werde».
Eine Haupttätigkeit des Arbeitsnachweisesbesteht neben der Vermittlung von Dienstpersonal in
der alljährlichen Beschaffungvon Wanderarbeitern, sogenannten Saisonarbeitern. Während die
Zahl der vermittelte» Dienstboten im Jahre wesentlich dieselbe bleibt, ist die der Sommerarbeiter
von Jahr zu Jahr gestiegen. Es wurden vermittelt im Jahre 1907: 24? Dienstboten, 1025
Wanderarbeiter; im Jahre 1908: 228 Dienstboten, 1123 Wanderarbeiter; im Jahre 1909 bis
1. November: 160 Dienstboten, 1412 Wanderarbeiter, Die Nachfrage nach Dienstpersonal ist
stets erheblich stärker als das Augebot. Die Landwirtschaftskammerhat sich, wie schon angedeutet,
gegen die Einführung des Wanderarbeitsstättengesetzesin der Rhemprovinz ausgesprochen,weil
dadurch die Abwanderung vom Lande in die Städte möglicherweise noch gefördert werde.

L. Arbeiterkolünien.

Wenn die Arbeitsnachweisenur zu einem verhältnismäßig geringen Teile den außerhalb
ihres Wohnorts arbeitsuchendenPersonen dienen, so sind die Arbeitelkolonienfast ausschließlich für
sie bestimmt. In der Rheinprovinz bestehen drei Arbeitelkolonien;die älteste ist die im Jahre
1886 eröffnete Kolonie Lühlerheim, im Kreise Rees, für Evangelische. Ferner sind zwei Kolonien
vom RheinischenVerein für katholifche Arbeitelkolonienins Leben gerufen; die gleichfalls 1886
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«öffnete Kolonie Elkenloth im Kreise Altenkirchcnfowie die im Jahre 1902 eröffnete Kolonie
Wceze im Kreife Geldern.

Die Aufgabe der Kolonien ist zwar weniger die der Arbeitsvermittlung. Vielmehr
bezweckensie in erster Linie, arbeitslosen, aber arbeitsfähigen und arbeitswilligen Männern
Beschäftigungin ländlichen und anderen Arbeiten zu bieten und sie hierdurch sowie durch eine
strenge Hausordnung zu einem geordnetenuud arbeitsamen Leben und dadurch zum selbständigen
Erwerb des Lebensunterhalts wieder zurückzuführen;daneben freilich auch ihnen dabei, so weit
möglich,durch Stellenvermittlung behilflich zu sein. Die direkte Arbeitsvermittlung seitens der
Kolonien besitzt aber eine größere Bedeutnng nicht. In Lühlerheim (160 Plätze, es werden aber
bis zu 220 Persouen aufgenommen)gelang es in wirtschaftlich besonders günstigen Jahren, immer
noch über 10°/° der abgehenden Kolonisten feste Stellung zu verfchaffeu. Im Jahre 1907/08
wurden dagegen von 445 abgehendennur 14 und im Jahre 1908/09 von 535 abgehendennur
17 direkt untergebracht. In Weeze (125 Plätze) wurden in der Zeit vom 1. Juli 1908 bis
Ende Juni 1909 in 38 Fällen, in Elkenroth (80 Plätze) in derselben Zeit in 22 Fällen Arbeits¬
stellen vermittelt. Ob die von den Kolonien vermittelten Arbeitsverhältnissevon längerer Dauer
gewesen sind, läßt sich mangels sicherer Feststellungen nicht bestimmt sagen. Nebenher halten
natürlichauch die Kolonisten selbst, wenn sie wieder in ein festes Arbeilsverhältnis treten wollen,
schon während des Aufenthalts in der Kolonie nach einem solchen Umschau. Die verhältnismäßig
geringe Zahl der Vermittlungen durch die Kolonie erklärt sich zum Teil daraus, daß ciu sehr
großer Teil der Kolonisten infolge körperlicher oder geistigerDefektekeine vollen Arbeitskräftesind
und daher außerhalb der Kolonien kaum Arbeit fiuden, und ferner daraus, daß die Annahme von
Arbeitern in größeren Betrieben in der Regel nur auf persönliche Vorstellung hiu erfolgt.

Seit Eröffnung von Lühlerheim bis Ende März 1909 fcmdcn dort insgesamt 8504
Personen Aufnahme; bis 30. Juni 1909 fanden in Eltenroth 4461 und iu Weeze 2247 Persouen
Aufnahme. Dnrch die Kolonie Lühlerheim gingen im Jahre 1906/07: 531 Pfleglinge; iu 1907/08:
648 Pfleglinge; in 1908/09: 755 Pfleglinge. In Elkenroty befanden sich in 1906/07: 336
Pfleglinge; in 1907/08: 326 Pfleglinge; in 1908/09: 327 Pfleglinge; in Weeze in den drei
gleichen Zeiträume» 400, 484, 430 Pfleglinge. Abweisungen von Anfuahmcfuchendcnwegen
Uebeifüllung der Kolonie kamen iu letzter Zeit iu Elkenroth überhaupt nicht vor, in Weeze mußten
nur im Monat Januar 1909 aus diesem Grunde 12 Personen abgewiesen werden. Dagegen sah
sich die Kolonie Lühlerheim in den drei Jahren 1906—1908 genötigt, 261 bezw, 73 bezw. 460
Aufnahmesuchende wegen Uebcrfüllung abzuwcifen.

Die Kolonisten werden iu den 3 Arbeiterkulonienhauptsächlich mit Melioration!'- uud
landwirtschaftlichenArbeiten, in Elkeuroth auch mit Wegebauarbeitcn,in Weeze cmßeldcm mit der
Herstellung von Zemcntwaren, namentlich Durchlaßröhreu beschäftigt. In Lühlerheim wurden
1908/09 von den Kolonisten 437^2 Morgen -- ea, 109 d» Landes bebaut und weitere 26
Morgen ^ ea. 6,5 Im urbar gemacht. Iu Weeze werden 25,71 Im eigenes Land und 153,29
!n gepachtetes Land bebant, in Elkenroth 23 im eigenes und 1 im gepachtetes Land; außerdem
werden weitere 34 da fremdes Land von den Kolonisten für die Eigentümer bebaut. Daneben
wird ein Teil der Kolonisten iu der umfaugreicheuHaus- und Viehwirtschaft der 3 Kolonien
beschäftigt.

Eiueu ähnlicheuCharakter wie die Arbcitcrkolonienhaben einige von privaten Vereinen
m der Rheinprovinz ins Leben gerufene Einrichtungen, die sich Arbeitsstätten nennen. Die dort
Aufnahmcsucheudenwerden für ihre Arbeit bezahlt und können in der Arbeitsstätte so lange
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bleiben, als sie wollen. Derartige Arbeitsstätten bestehen bisher in Düsseldorf, Burbeck, Barmen,
Königswinter und Mülheim a. d. Ruhr; dazu kommt noch das Arbeitsafyl des Vincenz-Vereins
in Cöln.

V. Pie bisherige Stellung des IrovinziallUlsschusses zu dem ISander-
arbeitsllitttengesetz.

Der Provinzialausschußhat sich uerschiedentlich mit der Frage der Fürsorge für Wandcr-
arme befaßt. Auf eine Anfrage des Herrn Ober-Präsidenten hinsichtlich der Stellung zu der im
Beschlusse des Abgeordnetenhausesvom 6. April 1905 angeregten fakultativen gesetzlichen Rege¬
lung des Naturalverpflegungs-Stationswesenshat der Provinzialausschuß in seiner Sitzung vom
9. Januar 1906 die Angelegenheiteingehend behandelt, Er sprach sich dahin aus, daß mit
Rücksicht auf das von anderen Provinzialverbänden an einer solchen Regelung bekundete Interesse
grundsätzlich dagegen nichts eingewendetwerden könne, sofern den einzelnen Provinzen in der Aus¬
gestaltung der Einrichtung vollständig freie Hand gelassen werde. Nach Inkrafttreten des Wcmder-
arbeitsstättengesetzes hat der Provinzialausschußin seiner Sitzung vom 22. Oktober 1907 auf eine
Anfrage des Herrn Ministers des Innern, ob die Provinz geneigt sei, das WanderarbeilKstälten-
system nach Maßgabe dieses Gesetzes einzuführen, beschlossen, eine Borlagc an den Provinzial-
landtag wegen Einführung dieses Systems in der Rheinprovinz nicht zu machen, da ein Bc»
dürfnis dazu nicht bestehe.

Es läßt sich nicht verkennen,daß das Wanderarbeitsstättensystemgegenüberdem früheren
Naturalucrpflegungsstationssystemmancherlei Vorteile bietet; so die Scheidung zwischen Arbeits¬
fähigen und Arbeitsunfähigen, zwischenArbeitswilligen und Arbeitsscheuen; und den weiteren
Vorteil, daß das Hauptziel des Systems die Vermittlung von Arbeit ist, Gewährung von Obdach
und Belustigung aber nur ein Mittel zu diesem Zweck bildet. Trotzdem unterliegt auch die Ein¬
führung von Wanderarbeitsstätten erheblichen und mannigfachen Bedenken, deren wichtigste in
folgendemniedergelegtsind.

1. Die ganze Einrichtung geht von dem Gedanken aus, daß das Wandern Arbeitsloser
etwas normales sei, das reguliert und geordnet werden müßte, aber nicht unterdrückt werden
könne. So wird vielfach behauptet, es gebe eine „Wandersitte", ein „Wanderrecht", Diese Auf¬
fassung paßt nicht mehr in unsere heutigen wirtschaftlichen Verhältnisse. Bei unserenausgedehnten
Verkehrsmitteln,bei den telegraphischen und telephonischen Verbindungen, bei den zahlreichen vor¬
handenen Arbeitsnachweisen— namentlich in unserer Rheinprovinz — muß es heutzutage als
Regel gelten, daß der Arbeitslose an einem Orte, sei es in seiner Heimat, sei es an einem andern
Orte, wo er sich vorübergehendaufhält, oder auch iu einer Arbeiterkolonie bleibt und von dort
aus, nötigenfalls mit Hilfe des Arbeitsnachweiseseine Arbeitsstelle zu erlcmgeu sucht, zu der er
dann auf dem kürzesten Wege — mit der Eisenbahn — sich begibt. Das Wandern Arbeitsloser
ist dagegen eine Unsitte, die nicht verdient, gesetzlich geordnet zu werden; vielmehr ist mit allen
Mitteln dahin zu streben, das Wandern zu bekämpfenund soweit als möglich zu unterdrücken.
Daß man natürlich Bettelei und Landstreichereinicht völlig unterdrückenund beseitigen kann —
ebensowenigwie die sonstigen unter Strafe gestellten Handlungen — bedarf keiner näheren Be¬
gründung. Es steht zu erwarten, daß bei der Revision des Strafgesetzbuchs sowohl die allgemeinen
Vorschriften über Bettelei. Landstreicherei,wie auch die gegenwärtigensonstigen Strafbestimmungen
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gegen arbeitsscheue und säumige Nährpflichtigeeiner besonderenPrüfung unterzogen werden. In
weiten Kreisen herrscht die Ansicht, daß die gegenwärtigen Strasbestimmungen in dieser Hinsicht
nicht ausreichen,daß andererseitsaber auch die Gerichte viel zu selten bestrafen nnd wenn überhaupt,
so aus viel zu milde Strafen erkennen, namentlich ziemlich selten die Ueberweisungan die Landes¬
polizeibehörde aussprechen. Eine Abhilfe wird vielfach — abgesehen von Verschärfung der Strafen —
durch Wiedereinführungdes polizeilichen Arbeitszwangs für Arbeitsscheue verlangt, ähnlich wie er
früher in Preußen nach dem Gesetz vom 31. Dezember 1842 bestand und in Sachsen, Olden¬
burg, Mecklenburg-Schwerin,Anhalt und Hamburg eingeführt, sowie auch in Elsaß-Lothringen
geplant ist. Die Erwägungen, ob und wie dabei in Preußen gesetzgeberisch vorzugehen ist, sind
uoch nicht abgeschlossen.Mit dieser Materie hat sich namentlich der DeutscheVerein für Armen.
Pflege und Wohltätigkeit verschiedentlich befaßt. Noch auf der Tagesordnung der 29. Jahres¬
versammlungdes Vereins, die im September 1909 in München getagt hat, stand die Frage der
Zuführung von Zwangsmaßregeln gegen Arbeitsscheueund säumige Nährpflichtige. Der Verein
empfahl damals mit großer Mehrheit dringend, daß reichsgesetzlich,jedenfalls aber durch Lcmdcs-
gesetze der armcnpolizeilichc Arbeitszwnug, — die Ueberweisungin eine geschlosseneAnstalt mit
Arbeitszwang im Wege eines gegen Mißbrauch zu schützeudeu Verwaltungszwangsverfahrens— als
das geeignete Zwangsmittel gegeu Arbeitsscheuuud Versäumnis der Nährpflicht in allen Bundes-
staaten. in denen es noch nicht besteht, zur Einführung gelange. Die Versammlung erachtete
ferner die gegenwärtigen Strasbestimmungen gegeu Arbeitsscheueuud säumigeNährpflichtigenicht
für ausreichendund setzte eine Kommission von 7 Mitgliedern ei», um zu den Bestimmungendes
Entwurfs eines neuen Strafgesetzbuchs,soweit sie das Armenrecht berühre», Stellung zu nehmen.
Das Ergebnis dieser Entwicklung,insbesondere,ob uud inwieweit eine Aenderung des Strafgesetz¬
buches eintritt, bleibt abzuwarten. Jedoch kaun der Umstand, daß die bisherigenStrasbestimmungen
nber Betteln, Landstreicherei,Arbeitsscheuund Vernachlässigungder Nährpflicht keinen wirksamen
Schutz gegen das Wandern Arbeitsloser gewährt haben, nicht die Einführung von Wanderarbeits¬
stätten rechtfertigen,— mag auch dadurch eine Unterscheidung zwischenArbeitswilligenuud Arbeits¬
scheuen erleichtertwerden.

2. Das Wandern bietet für den Wanderer auch große sittliche Gefahren, die durch die
Wanderarbeitsstätten nicht ausgeräumt wcrdeu, (Loslösung von der Familie uud Heimat, körper¬
liche Not, Zusammentreffen mit Vagabunden uud Verbrechern.) Es muß daher alles vermieden
werden, was die Lust zum grundlosen Aufgeben der bisherigen Arbeitsstelle und zum Wandern
erhöhen tonnte. Diese wird aber erhöht durch alles, was das Wandern erleichtert, und dadurch,
daß es als etwas vollkommenlegales, von Staatswegen geordneteshingestelltwird, wie es durch
die Einrichtung von Wandcmrbeitsstättcngeschieht. Diese, nur für den vorübergehendenAufenthalt
von Wanderern bestimmt, werden das häufige Wechseln der Arbeitsstellebegünstigenund den Trieb
zu ausharrender Arbeit in festen Arbeitsstellenoft völlig beseitigen. Es wird mancher wandernd
Arbeit suchen, der beim Fehlen von Wanderarbeitsstätten diesen Versuchgar nicht machen würde.

3. Die Einrichtung bezweckt die Fürsorge für arbeitsfähige Männer, die außerhalb ihres
Wohnorts Arbeit suchen, also meist unverheirateteLeute. Diese Kategorie von Personen ist aber
der öffentlichen Fürsorge naturgemäß erst an allerletzterStelle bedürftig. Das ganze System be.
deutet ohne Zweifel eine große Ungerechtigkeit gegenüberdem seßhaftenarbeitslosen Familienvater,
der nicht wandern kann oder will und der in der an seinem Wohnort befindlichenWcmderarbeits-
Mte keineswegs, wie der Wanderarme, gegen Arbeit volle Verpflegung erhält und dem auch leine
Arbeitsstelledort nachgewiesen wird.

34'
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4. Bei der Einrichtung nach westfälischem und hessischemMuster erhebt sich noch ein be¬
sonderes, oben schon berührtes Bedenke»! die schlimmsten Elemente, nämlich diejenigen, die die
vorgeschriebenen Papiere nicht besitzen,bleiben auf der Landstraße, oder die Orte mit Wander-
arbcitsstättcn müssen für sie besondere Uüterlnnftsstätten errichten. In Westfalen wird überhaupt
eine Säuberung der Landstraßen auch von den ernsthaft Arbeitsuchenden nicht eintreten, da Eisen¬
bahnbeförderungdie Ausnahmebildet und in der Regel wenigstens ein Teil der zwischen2 Wcmdcr-
arbcitsstättcn liegenden Strecke zu Fuß zurückzulegen ist,

5. Der Landarmenverband hat an der Einrichtung kein Interesse, namentlich auch nicht
finanzieller Natur. Denn wenn zwar viele Wandcrarme landarm sein werden, so nehmen diese
doch auch bei Nichtbesteheuder Wandernrbcitsstättcn entweder die Armenpflegeüberhaupt nicht in
Anspruch, oder wenn sie solche in Anspruch nehmen, erhalten sie vom Ortsarmenverbande ent¬
weder doch nichts oder uur so wenig, daß cs wegen der Geringfügigkeitdes Betrages regelmäßig
gegen den endgültig verpflichtetenArmciwcrbaud nicht liquidiert wird. Auf jeden Fall tosten die
Wanderer dem Landarmenverband in der Regel fast nichts. Demgegenüber ist ein sicheres Urteil
darüber, welche Kosten die Einrichtung von Wauderarbcitsstätten in der Rhcinproviuz verursachen
würde, nicht möglich. Sie werden aber recht erheblich sein. Die Provinz Westfalen, in der
ähnlicheEinrichtungen fchou bestehcu, uud wo also Auhaltspunkte für ciuc Schätzung der Kosten
gegeben sind, schätzt den Anteil der Provinz an den Kosten der Wanderarbeitsstättcn für das
nächste Jahr 1910/11 auf 50—55 000 Mark. Westfalen hat bei einem Flächeninhalt von
2 02! 061 l»a ea. 3 618 000 Einwohner, die Rhciuprouiuz bei einem Flächeninhaltvon 2699500 lul,
über 6 436 000 Einwohner. Wenn die Schätzung von Westfalen richtig ist, so würden die Kosten
d. i. allein die laufenden Ansgaben, in der Nheinprovinz sich auf 80—90 000 Mark stelle».
Dazu kämen noch in der Nheinprovinz die jedenfalls nicht unerheblichenKosten der ersten Ein.
richtnng der Wanderarbeitsstättcn, Ankauf von Häusern, Beschaffung von Mobiliar, Drucksachen
nud dergl., was in Westfalen größtenteils schon vorhanden ist. Eine annähernde Schätzung der
Höhe dieser Kosten ist nicht möglich. Hinzu kommt, daß die Kosten vielfach nutzlos aufgewandt
würde», denn in wirtschaftlich günstigenZeiten würden die Wanderarbeitsstättcn kaum i» Anspruch
genommen, während die allgemeinen Verwalnmgskosteunaturgemäß dieselben sind. (Lokalmiete,
Gehälter für Angestellte,bauliche und sachliche Unterhaltung)

Wenn bei Einführung der Wanderarbeitsstättcn nach dem Vorbild uou Westfalen die
Kosten aus der neuen Dutationsrcute genommen würden, so bedeutete dies eine erhebliche Schädigung
der leistuugsschwachcn Gemeinden. Für sie sowie zur Unterstützungder Arbeiterkolonienund der¬
gleichen stehen jährlich 129 565 Mark zur Verfügung, Die Arbeiteikolonicn haben hiervon in
den letzten Iahreu 14 000 Mark jährlich erhalteu und werdcu auch weiterhiu mit dieser Einnahme
rechnen,der sie dringend bedürfen. Wollte man aus dem verbleibendenRestbetrag der Dotatiuns-
rcutc 90 000 Mark für Wanderarbeitsstättcn aufwenden, so würde zur Unterstützung leistungs¬
schwacher Gemeinden fast nichts mehr übrig bleibe», was in deren Interessen sehr zu bedauern wäre.

6. Vou allen bisherigen Einrichtungen kommen wohl die im RegierungsbezirkLicgnitz
seil dem Jahre 1902 bestehenden den Absichten des Wandcrarbeitsstättengcsetzesam nächsten,
da sie die umständlichenFormalitäten, Wanderschcine und dergleichen nicht kennen. Beim Fehlen
passenderArbeitsgelegenheit sollen die Wcmdcrariueu— ohne an „Wanderstraßen" gebunden zu
sein — mit der Eisenbahn mittels Gutscheins nach der nächsten Wanderarbeitsstätte geschafft
werden. Diese gewährt dem Wanderer gegen Leistung der vorgeschriebenen Arbeit Obdach und
Verpflegung, während inzwischen der mit ihr verbundene Arbeitsnachweis für ihn tätig ist
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und versucht, gegebenenfallsmit Hilfe der übrigen der Organisation angeschlossenenArbeitsnachweise
eine geeignete Arbeitsstelle für ihn ausfindig zu machen. Die Erfahrungen der im Regierungs¬
bezirk Liegnitz bestehendenEinrichtungen lassen jedoch nicht erhoffen, daß die Frage der Fürsorge
der Wanderarmen auf diesem Wege einer befriedigendenLösung entgegengeht. Von den 1344
Besuchern der damals bestehenden 7 Wanderarbeitsstätten im Jahre 1907 hielt die weitaus
größte Mehrzahl nur einen bezw. einen halben Tag aus. So blieben 1129 Mann 1 bezw.
V2 Tag, 64 Manu 2 Tage, 33 Mann 3 Tage, also nnr sehr wenige längere Zeit. Mit der
Eisenbahnwurdeu nur 157 Personen befördert. Diese geringe Zahl wird damit erklärt, daß die
Wanderer das Eisenbahnfähren nun einmal nicht lieben nnd ihnen mit Zwangsmaßregeln nicht
beizukuinmcn ist. Sie bleiben demnach trotz der Wanderarbeitsstätten meist auf der Landstraße.

Der Aufenthalt der Wanderer in der Wauderarbeitsstätte ist also größtenteils von so
kurzer Dauer, daß die Vermittlung einer festen Arbeitsstelle in dieser Zeit nicht möglich ist. Aber
auch wenn eine solche ermittelt ist, scheint sie nach den bisherigen Erfahrungen nicht von langer
Dauer gewesen zu sein. Der Vorsitzendedes Zentraluereins für Arbeitsnachweis und Wanden
Arbeitsstätten für den RegierungsbezirkLiegnitz berichtet hierüber im „Arbeitsmartt" (Nr. 5 des
12. Jahrgangs, S. 172.) „Allerdings dürfen wir uns nicht verhehlen, daß diese (nämlich die
Besucher der Wanderarbeitsstätten, denen Arbeit vermittelt wurde) nicht alle dauernd der Land¬
straße entzogen sind. Zum Teil siud es Stellen bei Handwerkern oder in Fabriken, in der Haupt¬
sache aber handelt es sich um Beschäftigungin der Landwirtschaft und bei Gelegenheitsarbeiten....
Aber natürlich sind solche Beschäftigungennicht von langer Dauer. Daß wir auf diese Weise die
Wanderer wieder seßhaft machen, dürfen wir uus nicht einreden. Das liegt nicht an dem Versagen
des Arbeitsnachweises,sondern an der Natur der Wandcrbnrschen,die sich für dauernde geregelte
arbeit so wenig eignen, daß sie nirgends lange aushalten. Auch diejenige,,, die wir nicht bei
Gelegenheitsarbeiten,sondern in ihrem Berufe unterbringen, bleiben meist nicht lange an einer
Stelle," Dies beweist, daß die Wanderarmen zum weitaus größten Teil garnicht ernsthaft Arbeit
suchen, vielmehr dies mir angeben nnd in eine Wanderarbeitsstätte eintreten, um bald wieder ihr
alles Wanderleben aufzunehmen. Eine Verminderung der Wanderbettelci tritt also durch derartige
Einrichtungennicht ein.

Die mannigfachenBedenken gegen eine gesetzlicheRegelung des Wanderlebens Arbeitt
loser, die vorstehendgeschilderten Erfahrungen im RegierungsbezirkLiegnitz sowie die großen viel¬
leicht nnnütz aufgewandtenKosten lassen die Einführung des Wauderarbeitsstättengesetzesin der
Nheinprovinz nicht zweckmäßigerscheinen; insbesondere in Anbetracht der in der Rheinprovinz
bestehenden unter IV erörterten Einrichtungen, In wirtschaftlich günstigenZeiten ist es jedem, der
ernsthaft Arbeit sucht, möglich, Arbeit zu finden, nötigenfalls unter Inanspruchuahmeder besonders
w der Rheinprovinz bestehenden mannigfachenöffentlichen oder privaten Arbeitsnachweise. Anders
allerdings in wirtschaftlich «„günstigen Zeiten. In solchen wird es selbst den Arbeitsnachweisen
"wichmal schwer, oft unmöglichsein, dauernde, den Ansprüchendes Einzelnen, znscigendeArbeit zu
"ermitteln. Aber auch den znkünftigcnWanderarbeitsstätten uud den mit ihnen zn verbindenden
Arbeitsnachweisen wird dies ebenso nnmöglichsein. Wenn auf dem Arbeitsmarkt keine dauernde
Arbeit zu finden ist, so tonnen auch Wanderarbeitsstätten solche nicht schaffen. Denn die dort zu
"errichtendenArbeiten, z, N. Holzzerkleinern,Steinschlagen, Teppichklopfer,,können nur für eine
beschränkteZahl von Personen vorübergehendBeschäftigungbieten. Vielmehr kann dem Bedürfnis
"ach Arbeit nur dadurch in wirksamerWeise Rechnung getragen werden, daß neue Arbeitsgelegen¬
heit geschaffen wird. Solches ist nur dadurch möglich, daß man Arbeiten ausführen läßt, die zwar



190 Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 17.

nicht überflüssigsind, die aber zu der Zeit, zu der sie ausgeführt weiden, nicht ausgeführt worden
wären, wenn der Arbeitsmarkt hinreichendeArbeitsgelegenheit geboten hatte. Es ist dabei für
Wanderarme insbesonderean Errichtung von Bauten, Ausführung von Meliorationen, Kultivierung
von Oedländcreien, Anlegung von Wegen, Kanalisationen und Ausführung von Erdarbeiten zu
denken. Diese Aufgaben erfüllen die Arbeiterkolonien,die den Arbeitswilligen gegen angemessene
Arbeitsleistungensolange Obdach und Verpflegungbieten, bis ihnen eine Arbeitsstelle mit Aussicht
auf wirkliches Verbleiben darin nachgewiesen werden kann. Sie können daneben auf die Indivi¬
dualität des Einzelneu in weitestgehendem Maße Rücksicht nehmen und auch der großen Zahl der
nur beschränkt erwerbsfähigenWanderarmen Schutz und Beschäftigunggewähren. Daß neben den
Wllnderarbeitsstätten die Arbeiterkolonien unentbehrlichsind, darüber bestand auch bei den gesetz¬
gebenden Körperschaften lein Zweifel. Schon die Begründung des Entwurfs eines Wanderarbeits-
Mtengesetzes sagt: „Ist ihm (d. i. dem Arbeitsuchenden) nirgends Arbeitsgelegenheitzu verschaffen,
so wird er einer Arbeitskoloniezugewiesen." Nach dem Bericht der Kommissionüber den Entwurf
des Wanderarbeitsstättengesetzeswar deren Mehrheit der Ansicht, daß die Arbeiterkoloniensich
überwiegendgünstig entwickelt hätten und es durchaus anzustrebenfei, diese zweckmäßigenInstitu¬
tionen auch weiterhin zn fördern und aufrecht zu erhalten. Auch im Plennm des Abgeordneten¬
hauses wurde dieser Auffassung Ausdruck verliehen, und zwar durch den AbgeordnetenDr. Schröder
(Kassel), der meinte, es liege klar auf der Hand, daß man die Wanderarbeitsstätten praktischerweise
mit Arbeiterkolonienverbinde, wenn es auch uicht ratsam sein würde, diese Verbindung zwangs'
weise im Gesetze festzulegen. Also leine Wllnderarbeitsstättenohne Arbeiterkolonien,da die Arbeiter¬
kolonien unentbehrlichsind. In ihnen wird es übrigens auch leicht möglich sein, die Arbeitsscheuen
unter den Aufgenommenenzu erkennen und ihre gerichtliche Bestrafung herbeizuführen,die eigentlich
Arbeitsunfähigen aber dem nächsten Ortsarmenuerband zur weiteren Fürsorge zu überweisen.

Die Rheinische Provinzialverwaltuug hat stets die Bestrebungen der Arbeiterkolonientat¬
kräftig gefördert und die in der Rheinprovinz bestehendenVereine für Arbeiterkolonienfinanziell
unterstützt. Dem Kuratorium der ArbeiterkolouieLühlerheim und dem Rheinischen Verein für
katholischeArbeitelkolonien sind seinerzeit von der Landesbank der Rheinprovinz Darlehen im
Gesamtbetrage von 200000 Mark gewährt worden. Laut Beschluß des 33. RheinischenProvin-
ziallandtages vom 17. Dezember1888 soll dies Darlehn aus Mitteln des Rheinischen Landarmen-
Verbandesmit 4"/, verzinst und mit 1°/„ jährlich getilgt werden. Zu diesem Zwecke werden in
den Haushaltsplan über die Verwaltung des Landarmenwesens jährlich 10000 Mark eingestellt.
Außerdem ist der evangelischen ArbeiterkolonieLühlerheim ein weiteres Darlehn von 8000 Mark
durch die Landesbank der Rheinprovinz gewährt worden, das laut Beschluß des Provinzialaus-
schusses vom 3. Dezember 1901 gleichfallsmit 4 °/„ verzinst und mit 1 "/<, jährlich getilgt werden
soll. Zu diesem Zwecke werden weitere 400 Mark jährlich in den Haushaltsplan über die Ver¬
waltung des Landarmenwesenseingestellt. Ferner hat der Provinziallandtag schon jahrelang stets
einen außerordentlichenjährlichenZuschuß von je 10 000 Mark aus Mitteln des Landarmenetats
an das Kuratorium für Lühlerheim und an den Rheinischen Verein für katholische Arbeitelkolonien
bewilligt. (Zusammen also jährlich 20 000 Mark.) Dazu kommen noch die Bewilligungen von
Beihilfen aus der neuen Dotationsrente durch den Provinzialausschuß. Nach Inkrafttreten des
neuen Reglements wurden den beiden Vereinen für Albeitelkoloniengewährt in dem Jahre 1906
je 5000 Mark; 1907 ebenfalls je 5000 Mark und in den Zahlen 1908 und 1909 je 7000 Mark.
Wenn zur Förderung des Arbeitsnachweisesbisher größere Aufwendungen nicht gemacht worden
sind, so ist dies darauf zurückzuführen, daß keine Anträge auf Bewilligung von Beihilfen von den
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Trägern dieser Einrichtungen gestelltwurden. Seit Inkrafttreten des neuen Reglements für die
Verteilung der Dotationsrente können Beihilfen zu den Kosten von Arbeiterkoloniensowohlwie zu
den Kosten von Verpflegungsstationm. Arbeitsnachweisestellen und sonstigen mit dem Armenwesen
zusammenhängendenWohlfahrtscinrichtungengewährt werden, auch wenn der Träger der zu unter¬
stützenden Einrichtung nicht als leistungsschwach zu erachten ist.

Darüber, was von den einzelnen Provinzen für die Arbeiterkoloniensowie zur Förderung
der Arbeitsnachweisein den letzten 3 Jahren geschehen ist, gibt die Anlage 0 nähere Auskunft.
Es ist daraus ersichtlich,daß die finanziellen Leistungen der Rheinvrovinz zur Unterstützungder
Arbeiterkolonien an erster Stelle stehen und die Leistungen aller anderen Provinzen weit übertreffen.

Nach alledem läßt sich für die Rheinprovinz ein Bedürfnis zur Einführung von Wander-
arbeitsstätten nach Maßgabe des Gesetzesvom 29. Juni 1907 nicht anerkennen. Auch würde
die Einführung eine befriedigende Lösung der Frage der Fürsorge für Wanderarme nicht bilden,
Jedenfalls empfiehlt es sich, zunächst abzuwarten, welche Erfahrungen in der Provinz Westfalen,
in Hessen und im RegierungsbezirkLiegnitz weiterhin gemacht weiden, in welcher Weise die
strafrechtlichenVorschriften über Betteln, Landstreicherei, Arbeitsscheu und Vernachlässigungder
Nährpflicht eine Aenderung durch das neue Strafgesetzbucherfahren werden und ob in Preußen
der armenpolizeiliche Arbeitszwang gegen Arbeitsscheue uud säumige Nährpflichtigeeingeführt wird.
Sowohl von letztererMaßnahme wie von einer Verschärfungder strafrechtlichen Vorschriften über
Bettelei und dergl. ist ein Rückgang der Wanderung Arbeitsloser zu erhoffen.

Bis dahin wird auf dem bisher in der Rheinvrovinz begangenenWege der Unterstützungen
der Arbeiterkolonien,die den auf sie gesetzten Hoffnungen durchaus entsprochen und sich gut bewährt
haben, weiter fortzuschreiten sein. Ob die Erweiterung der bestehenden Arbeilerkolonienoder die
Einrichtung einer neuen Arbeiterkolonienötig sein wird, muß die weitere Entwicklung der wirl»
schaftlichen Lage lehren.

Der Prooinzialausschuß beehrt sich daher zu beantragen:
„Der Provinziallandtag wolle von vorstehendemBericht Kenntnis nehmen und den
Beschluß des 49. Rheinischen Provinziallandtag.es vom 11. März 1909 hierdurchfür
erledigt erklären."

Düsseldorf, den 25. Januar 1910.

Der Provinzialausschuß:

O. Graf Beissel von Ghmnich, v.-. von Renvers,
Vorsitzender, Landeshauptmann.
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Anlage ^.

Wanderarbeitsftättengeseh.
Vom 29. Juni 1907.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ?c, verordnen, mit Zustimmung
der beiden Häuser des Landtags der Monarchie, was folgt:

8 1.
In Provinzen, welche das Wanderarbeitswesenzu ordnen unternehmen,tonnen Land- und

Stadtkreise durch Beschluß des Provinziallandtags verpflichtetwerden, Wanderarbeitsstätten einzu¬
richten, zn unterhalten und zu verwalten.

Der Beschluß erfordert eine Mehrheit von wenigstens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.
8 2.

Wanderarbeitsstätten haben die Aufgabe, mittellosen,arbeitsfähigen Mäuueru, die außer¬
halb ihres Wohnorts Arbeit suchen, Arbeit zu vermitteln und vorübergehendgegen Arbeitsleistung
Beköstigungund Obdach zu gewähren.

§ 3.

Der Provinziallandtag erläßt eine Ordnung über die Einrichtung, Unterhaltung uud
Verwaltung der Wanderarbeitsstätten.

8 4.
Kreise, in denen keine Wanderarbeitsstätte eingerichtet wird, denen aber die von anderen

Kreisen derselben Provinz eingerichteten Wanderarbeitsstatten zugute kommen, tonnen durch Beschluß
des Provinziallandtags verpflichtetwerden, zu den Kosten dieser Wanderarbeitsstättenbeizutragen.

Die Höhe des Beitrags setzt der Provinzialansschnßfest.

8 5.
Die Provinzen haben den Kreisen zwei Drittel der Kosten der Wanderarbeitsstätten zu

erstatten.
Zu diesen Kosten gehören auch die Kosten, welche durch die Beförderung von Gästen der

Wanderarbeitsstätten innerhalb der Provinz erwachsen.
Die den Kreisen zu erstattendenKosten setzt der Provinzialansschnßfest.
Bon den Kosten der mit Wanderarbeitsstätten verbundenen Arbeitsnachweiseübernimmt

der Staat uach Vereinbarung mit den Provinzen einen angemessenen Bruchteil.
8 6.

Gegen die Festsetzungen des Provinzmlausschussesin den Fällen des 8 4 und des ß 5
steht den beteiligten Kreisen innerhalb einer Frist von zwei Wochender Einspruch zu.

Ueber den Einspruch beschließt der Pruviuzialausschuß.
Gegen den Beschlnß ist innerhalb einer Frist von zwei Wochen die Klage im Verwaltungs-

streitverfahrenzulässig. Zuständig in erster Instanz ist der Bezirksausschuß.
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8 7-
Mit Zustimmung des Provinzialausschusseskönnen sich die Kreise bei der Einrichtung,

Unterhaltung und Verwaltung der Wanderarbeitsstätten der Mitwirkung Dritter bedienen.
Die Zustimmung kann nur versagt oder zurückgenommen werden, wenn und insoweit die

Mitwirkung Dritter die Erfüllung des Zweckes der Wanderarbeitsstätten gefährdet.
Im Streitfall entscheidet der Provinzialmt.

8 8-
Gemeinden(Gutsbezirke), iu denen eine Wanderarbeitsstätte eingerichtet wird, sind auf

Erfordern des Kreisausschusses zur Mitwirkung bei deren Verwaltung und zur Hergäbe passender
Räumlichkeiten, soweit solche schon bisher einem gleichen Zweck dienten, verpflichtet.

Die Kreise haben den Gemeinden (Gutsbezirken) hierfür eine angemessene Entschädigung
3» gewahre», über dereu Höhe im Streitfalle der Bezirksausschußbeschließt.

s 9.
Die Bezirksverbände der Provinz Hessen-Nassauund der Landeskommnnalverbandder

Hohenzullernschen Lande gelten im Sinne dieses Gesetzes als Provinzen.

Urkundlichunter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem Königlichen
Insiegel.

Gegeben Travemttnde, den 29. Juni 1907.

(I.. 8.) gez.: Wilhelm.

gez.: Fürst v. Bülow. v. Nethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem.
Delbrück. Beseler. Breitenbach, v. Arnim. v. Moltle.

^
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Uebersicht
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Anlage «.

Ileberstcht

über

die in der Rheinprovinzvorhandenen kommunalen oder mit kommunaler
Unterstützung betriebenen allgemeinen Arbeitsnachweisestellennach dem

Stande vom l. Januar 1909.

^
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Sitz der Arbeitsnachweisestellen

und zwar

Negierungs-

Bezirk

der kommunalen

Arbeitsnllchweisestellen

mit kollegialer
Verwaltung

Coblenz

Cüln

Düsseldorf

Kreuznach

Mülheim-Rhein

Duisburg

Elberfeld

Essen-Ruhr

M.-Gladbach

Oberhauseu

Uerdingen

Wald

mit bureautra-

tischer Verwaltung

der anderen mit
kommunaler

Unterstützung
betriebenen

Arbeits¬
nachweisestellen

Cobleuz

Bonn

Kalt

Anrath

Cleve

Dülken

Emmerich

Heerdt (Oberkassel)

Hilden

Mülheim-Ruhr

Cüln

Räumlicher Wirkungskreis

(Bezirk)

Kreuznachund Umgegend

Coblenzund Umgegend

Bonn, Stadtkreis

Kalk. Stadt

Mülheim-Rhein, Stadt

Cüln, Stadtkreis und außerhalb

Duisburg

Elberfeld

Essen,Stadtkreis

M,-Gladbach, Stadtkreis

Oberhausen,Stadtkreis

Uerdingen,Bürgermeisterei

Wald, Bürgermeisterei

Anrath, Bürgermeisterei

Cleve, Bürgermeisterei

Dülken,Stadt und Land

Emmerich,Stadt und Land

Heerdt, Bürgermeisterei

Hilden, Bürgermeisterei

Mülheim-Ruhr, Stadt

I°ychr der

Begründ"

1. Juni ^

4. Juli 19«'

1. April 1^

26. Febr. ^'

1. Apnl l^'

17. Dez. ^

1.^B
18.Oktob.^

25^Sept,-O!-------—-—7 -»am
12. Zum

1. Apnl
1. Nov.

19^

7. Mai 1900

15. Januar

12. Dez.

1^

iB

Dezember1^

10. Febr. l^^
1893

15. Juli

14. Mai

I9l>l'

1. Januar
,F

1. Januar, Iss'

A

der Gesuche von

ngabe t »er Zahl
Angabe.

°^ ber Nachweis

""Weltlicherfolgt

°^" welche Gebühr
"hobenwird

der vcrmitteltcn Stelleu

Arbeitgebern Arbeitnehmern

1808 190? 1906 1905 1908 190? 1906 1905 1908 190? 1906 1905

'-----------^ 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20

«"entgeltlich 520 943 1251 1046 2 338 2 471 2 768 2 649 179 140 423 355

>> 4 518 3 356 1125 1558 16152 5 78? 1808 3 270 1273 1394 629 1029

>> 2 757 2 98? 2 895 2 583 9 230 6 587 5 644 5 914 1974 2 068 1973 1828

'! 177 525 558 506 1177 1188 163? 1453 16 62 35 —

>> 669 1225 1513 380 1604 2 289 2 411 1355 575 878 716 67

>' 28 660 33 213 36 516 33 241 50228 43 776 46 567 44 815 25 753 28 656 31376 28 841

>> 2 449 2 62? 3 090 1976 3 326 1248 1550 1463 1638 1065 1385 1246

'< 11148 6 028 1374 1295 18 494 7 884 2 282 2 328 9 814 4 649 130? 1251

>, 9 087 10 305 12 372 11679 10 56? 10068 11825 11365 5 329 4 879 5 929 5 472

'"Zeitnehmer:

d°V!?"tlich,
2y ^Arbeitgebern:

^'g. bis 1.50 M.

3 485 8 824 5 369 4 350 6 513 6 921 4 564 4 948 2 548 5111 2 874 2 664

""entgeltlich 51? 563 356 251 1069 1032 626 206 450 480 137 50

>, 93 115 134 123 75 40 79 78 73 1? 18 25

>> 8 5 6 5 19 8 20 8 4 2 4 3

>» 5 4 4 1 7 — 1 — 5 — 1

<! 18 80 161 141 75 34 50 75 7 12 22 32

'< 30 42 30 24 9 10 15 19 7 8 12 1?

'» 112 95 63 11 16 52 6 1? 5 35 — 9

<! 54 53 224 232 2? 32 43 129 17 17 26 78

'» 32 37 51 42 41 8 6 13 11 5 3 5

>, 378 3? 46 29 341 ca. 400 ca. 400 ca. 400 366 3? ! 46 I 16
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Sitz der Arbeitsnachweisestellen

und zwar

Regierung«

Bezirk

der kommunalen

Arbeitsnachweisestellen

Düsseldorf

Trier

Aachen

mit kollegialer

Verwaltung

St. Johann

Trier

mit bureautrll-

tischer Verwaltung

Neuß

Odenkirchen

Rheydt

Wesel

Dudweiler

Neunkirchen

der anderen mit
kommunaler

Unterstützung
betriebenen

Arbeitt
nachweisestellen

Räumlicher Wirkungskreis

(Bezirk)

Barmen

Crefeld

Düsseldorf

Solingen

Aachen

Eschweiler

Neuß, Stadt

Odenkirchen, Stadt

Rheydt, Stadt

Wesel

Barmen, Stadtkreis

Crefeld, Stadtkreis

Düsseldorf

Bezirk des Königlichen Gewerbe¬
gerichts,umfassend den Stadtkreis
Solingen und die Stadtgemeinden
Gräfrath, Höhscheid,Ohligs, Wald

ZunächstSt. Johann, Stadt
(Bezirk nicht beschränkt)

Trier, Stadt und Umgegend

Dudweiler,Gemeinde

Neunkirchen, Bürgermeisterei

Aachen,Stadt

Eschweiler (ohne bestimmte
Abgrenzungdes Bezirks)

Jahr d"

Begründ«^

1. Februar1^'

21. Dez. 1^

1. Januar ^

1. N°«. ^

6. Mai 1!'"

Dezember 1^

30. Dez^k?

8. Oktob.^
ITOttol ^

21. Nov,

24. Oktub

1. Dez-

5. April

15. ÄP"l

15. M<"

190Z

18!"'

190Z

Angabe,

°^ ber Nachweis

""Weltlich erfolgt

°^" "eiche Gebühr
"hoben wird

""«»tgeltlich

Angabe der Zahl

der Gesuche von

Ältlich; nur bei
^"'"elung "°"
^» ?° en wird von

^7«' v°« den

<""' b" gleiche

Hes innerhalb
^ ^lerteljahres

""e»tgMich

Arbeitgebern

1908

>,»

1!)0?

,<>

190<i 1905

,,

1 188

29

1478

22

8 305

2 541

30 89?

1704

2 003

1411

281

5 077

614

1175

54

4 698

1

12 724

1284

44 515

2 957

2 218

1712

1 104

51

5 536

7

13 990

14

29 675

2 718

'.'

12

633

39

5 616

8

10105

23 509

2 196

Arbeitnehmern

1908

i-l

1907

14

190«

il>

775 > 3 301

21411934

3

447

6 422

814

654

7 086

729

24

471

6611

803

1632

73

1955

99

12 568

8 279

43 056

4 411

3 602

4 948

962

9 285

609

1003

2

566

51

11847

2 312

52185

4 688

3211

4 335

607

8 365

515

996

1

221

39

11863

95

40 270

3 954

2 356

4 304

1905

,,;

866

304

43

10 449

41229

4 490

2 642

3 875

der vermittelten Stellen

1908 190?

!7

5

656

8 409

625

14

675

3 980

702

1059

51

744

5

7 360

182?

25 501

1627

16

1906

19

74?

566

3

9 289

844

40 579

2 665

1470 1300

996 1182

1

159

4117

372

246

4 831

272

865

2

ca. 200

9484

7

27 301

2 264

1517

1345

1905

20

506

4

ca. 300

1

8075

19 556

1823

1629

1542

1 5

365 211

5 211 5038

348 353
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Anlage «.
Auch

der von den Provinzialverbänden für die Arbeiterlolonien

Lau¬

fende
Nr.

Provinzial- bezw.

Bezirksverband

Unterstützung von Arbeiterkolonien aus Mitteln

des Landarmen- oder
Provinzialverbllndes

1 I Oftpreußen . . . .

2 l Westpreußen. . . .

3 Pommern .....

4 Brandenburg . . . .

5 Posen ......

6 Schlesien .....

7 Sachsen .....

8 Schleswig-Holstein. .

9 Hannover .....

10 Hessen ......

11 Nassau .....

12 Westfalen.....

13 Rheinprovinz....

1907

10 000

1908 1909

10 000

4 000 , 4 000

10000

1500

13 000')

30400

10000

1500

30400

10 000

4 000

der Dotationsrentc

190?

3000

6 217

1908

3 000

3 555

1909

3 000

7146

20000 20000

10000

1500

10000^)

30400

18 000

4 500

30000

10300

18 000

4 500

33 000

14000

20000

21000

1500

30 000

14 300

Summe

9 000

16 918

30 000

12 000

60 000

30000

57 000

10 500

4500

116 000

129 800
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Weisung
und Arbeitslmchweisftellenbewilligten Unterstützungen.

Unterstützung von Arbeitsnachweisstellen aus Mitteln

°es Landarmen- oder
Provinzialverbandes

190?

W000

1500

1908

10 000

1500

1909

10 000

200

1500

der Dotationsrentc

190? 1908 1909

12 200

1100

1000

11300

8 000

2100

2 000

11500

14133')

2100

3 000

6 000

Suulmc

30 000

34 333

5 300

6 200

28 800

4 500

Aemertuugen

Außerdem 10 000 Mark im Jahre 1909 dem
Nrandenburgischen Herbergsverbande zur
versuchsweisenEinrichtung einiger Wander-
arbeilßstätten als Zuleitungsstationen zu
den Arbeiterkolonien.

') Nur die bis zum 20, Dezember 1909 be¬
willigten Unterstützungen.

>) Aus dem Landesmeliorationsfonds gezahlt,
der zu '/, aus Mitteln der alten Dotatwns-
rente und zu V« «us Prouinzialmitteln
gebildet ist. „ . - ,.

2) He zur Hälfte aus dem LandesmeKoraKoiw-
fonds und aus Prouinzialmitteln gezahlt.

26
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Beilage zu Druck sachen. Nr . 17.

Petition
der Rheinisch-WestfälischenGefängnis-Gesellschaft Düsseldorf, den I. März 1910.

betreffend
das Wanderarbeitsstättengesetz.

Den Provinziallandtag bittet der Vorstand und Ausschuß der Rheinisch Wcstfälifchcu
Gefängnis-Gesellschaftim Interesse einer wirksamenBekämpfung der durch zeitweiligeArbeitslosig'
kcit bewirktenNot und der Wandcrbcttclei das Wanderarbeitsstättengesetzin der Rheiuprovinz auf
eine zweckmäßige Weife hochgeneigtcst zur Durchführung bringen zu wollen.

Falls jedoch der Provinziallandtag vom Gedanken der zwangsweise«Einführung diefcs
Gesetzesabsehen sollte, bittet der Vorstand und Ausschuß den Provinzialausschuß auf Grund des
Reglements für die Verteilung der neuen Dotatiousrente wirksame Beihilfen zur Förderung der
bereits in der Nheinprouinz vorhandenen und fegensrcichwirkenden Arbeitsstellen für Arbeitslose
und zur Begründung weiterer Ginrichtungendieser Art gewähren zu wollen. Die Rh. W. G. G.
ist bereit, sich die einheitliche Organisation derartiger mit ArbeitsnachweisenverbundenenArbeits¬
stätten nn den hauptsächlichsten Wanderstraßcn der Nheinprouinz zur Aufgabe zu machen, um
entsprechenddem in ihren Satzungen (§ 2 Abs. tt) ausgesprochenenGrundsatze „mitzuarbeiten an
der allgemeinenAufgabe der Bekämpfungund Verhütung von Verbrechenund Vergehen."

Zur Begründung uufcrcr Bitte beehren wir uns dem Provinziallandtag folgendes zn
unterbreiten:

Der Umstand, daß das Gesetz vom 29. Juli 190? die Provinzialvcrwaltungcn ermächtigt,
das Wandcrarbcitswcscn zu ordnen und fomit eine Frage zu löfcn, welche schon seit Jahrzehnten
einer befriedigendenErledigung harrt, schließt eine schwere Veranwurtung in sich. Sie wird auch
von denjenigen Kreisen der Bevölkerung empfunden, welche zwar nicht unmittelbar darüber zu
cntfcheidenhaben, ob das Wanderarbeitsstättengesetzzur Durchführung gelangen soll oder nicht,
aber doch die Not der Armen und die Bekämpfung des Verbrechensdurch vorbeugende Maßregel»
als ernste Gewissenssache betrachten.

Da sich nunmehr auch der Landtag der Rhcinprovinz in seiner bevorstehenden Tagung
mit jener Frage zu beschäftigenhat, so sei es dem Vorstand und Ausschußder Rh. W. G. G-
gestattet, seine Ansicht kund zn geben unter Darlegung der Erfahrungen, welche eine langjährige
und mühevolle Arbeit auf diefcm Gebiete erworben hat.

Schon im Jahre 1879 gab die Frage der Strafkolonien, welche von Strafanstaltsdirektor
Stroffcr (Münster) im verneinendenSinne beantwortet war. den Anlaß auf eine andere Lösung
der Vagabundenfrage zu sinnen. Bereits im nächsten Jahre, gelegentlichder 52. Generalver¬
sammlung der Rh. W. G.G. behandelte der Geh. Obcrjustizrat Starke, Dezernent im Justiz
Ministerium in eingehenderWeise die Frage der inländischen Kolonien. Und daran schloß sich
im folgenden Jahre eine sehr gründlicheErörterung der Vagabundcnfragc nach den Berichtenvon
Pastor Stursberg, dem damaligen Geschäftsführer der Gesellschaft, Gehcimrat Lütgen (Hannover)
und Grubendirektor Kuops (Siegen). Als die beste Waffe im Kampf mit dem Vagabundentum
wurde hingestellt: „Die Darbietung von Arbeitsgelegenheit sowohl für die anfäfsige als
auch für die vagicrcnde Bevölkerung, sei es in Ncschäftigungsanstalten (Arbeits¬
stätten), sei es in Kolonien (Arbeiterkolonicn)."
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Als Parole wurde ausgegeben: „Organisierte Unterstützung durch Naturalver-
Pflcgung gegen Arbeitsleistung." Wo man diesen Grundsatz befolgt hat, da sind sowohl
in wirtschaftlicherals auch in ethischer Beziehung, wie wir im weiteren Verlauf dieser Dar¬
legungen nachweisen können, sehr gute Erfahrungen gemacht worden. Wo man dagegen Ver¬
pflegung gewährt, ohne Arbeitsleistung zu fordern, leistete und leistet man noch heute nach den
übereinstimmendenErfahrungen der im praktischen Strafvollzug stehendenBeamten lediglichdem
Strumcrtum Vorschub. Deshalb haben sich auch die sogenannten Asyle für Obdachlose eben,
weil sie keine Arbeit fordern, als eine verfehlte Einrichtung erwiesen, so unerläßlich sie auch zur¬
zeit noch seiu mögen. Nach Gewährung des nächtlichen Unterkommenssind die Leute wieder m
der gleichen Lage und wiederum auf das Betteln angewiesen.

Die 53. Generalversammlung der R.W.G.G. hatte den Ausschußbeauftragt, „auf die
Abänderung solcher gesetzlichenBestimmungen, sowie derjenigen Einrichtungen in der Verwaltung
hinzuwirken,welche, wie die Erfahrung zeigt, das Vagabundeutum wesentlich gefördert bezw sich
M Bekämpfung des Vagabundentums nicht als ausrcicheud erwiefen haben." Dieser Austrag
führte zu einer Eingabe an den Reichskanzler Fürsten Bismarck, in welcher eine Reche von
Wünschen,z. B. Aenderung des ß 126 Str.P.O. und der U 361, 3. 4. 5. 7^8. bezw. 362
des Str.G.N. uud die Bitte vorgebracht wird, „die freiwilligeMitwirkung zur Bekämpfungdes
Notstandes anzuregen". Diese Eingabe fand eine sehr freundliche Aufnahme. MeichzeMgsetzte
die freiwilligeLiebestätigkeitein, „nd fchon auf der nächstenGeneralversammlungder RHW.G.G.
wnte Pastor von Vodelschwingh über die Begründung seiner Arbeiterkolonie WUHelms¬
dorf bei Bielefeld berichten. An, 21. Mai 1886 konnte die rheinische evangelische Arbeiter¬
kolonie Lühlerheim eröffnet werden, um deren Begründung sich Pastor Stursberg und der
Ausschuß der RH.W.G.G. besondere Verdienste erworben haben. Von dieser ersten rheinischen
Arbeiterkolonie,zu welcher sich inzwischenzwei andere gesellt haben. Elkenroth und Petrus',
heim bei Weeze, gilt das oben gesagte Wort: „Wo man den Grundsatz „Organisierte Unter¬
stützung durch Naturalverpflegung gegen Arbeitslcistuug" befolgt, da sind sowohl m wirtschaftlicher
wie auch in ethischer Beziehung sehr gute Erfahrungen gemachtworden." Es sei nebenbei deiner t.
d°ß in Deutschland jetzt 34 Arbeiterkolonienbestehen mit 4685 Plätzen, die bis zum 31- August
1908 197 010 Arbeitslose aufgenommenhaben. Von diesen arbeitslosenWanderern sind 6176 ^
Unlcmd in Ackerboden verwandelt worden. Außerdem haben die Arbeiterkolomendas National¬
vermögenvor einem beträchtlichenSchaden bewahrt. „Auf Grund von Erm'tteluugen hat man
feststellen zu können geglaubt, daß eiu bettelnder Wandersmann, gering gerechnet im Durchschn
einen Erlös von 2 Mt. pro Tag davon trägt. Die Zahl der Verpflegungstage°uf allm Kolomen
betrug 1905 rund 900 000. Somit hätten unsere Leute draußen an diesen ^ ^^^^'
zusammengebettelt,während 1905 der Gesamtzuschuß für alle Kolonien 51? W0 3M betrug. Da
ergibt eine Differenz von rund 1280 000 M. zu Gunsten der bürgerlichen Gesellschaft, (von
Massow, Die deutschen Arbeiterkolonie«und die Fürsorge für die Erwerbsbeschranktem)

Somit wäre die eine Seite der von der 53. Generalversammlung der MW ^.^
gestellten Aufgabe: „Darbietung von Arbeitsgelegenheitsowohl für
vagierende Bevölkerung", soweit sie durch Kolonien (Arbeiterkolonien)du^e^
Mnzend gelöst. Die Arbeiterkolonienarbeiten in Segen, sie erfreuen sich des Schutzes und des
Wohlwollens der Behörden und sie überwinden durch ihre jedem Einsichtigen erkennbaren Leistungen
das völlig unbegründete Mißtrauen der Bevölkerung-, aber sie können nur emen Bruchteil der
arbeitswiM en Arbeitslosen aufnehmen. Mußte doch allein die ArbeiterkolonieLühlerheim ,m
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Winter 1908/09 über 1200 Arbeitslose, die dringend hilfsbedürftig waren und um Arbeit baten,
notgedrungen ziehen lassen.

Es muß somit eine Ergänzung geschaffenwerden und zwar durch die von der 53. General¬
versammlung gewünschten Beschäftiguugsanstalten. Schon im Jahre 1882, im Anschluß an die
anschauliche und ergreifendeDarstellung des Pastors von Bodelschwingh von der Begründung
seiner ersten Arbeitertolonie, wurde dringend empfohlen, jede Armenucrwaltuug sollte ebenfalls als
bestes Hilfsmittel die Anweisung von Arbeit, soweit sie von dem Unterstützung suchenden Indi¬
viduum irgendwie noch geleistet weiden könnte, bereit haben.

Die außerordentliche Notlage im Winter 1908/09 hat die Armenuerwaltungen in
rheinischen Städten zu solchen Maßnahmen geführt, und die dabei gemachtenErfahrnngcn haben
den Grundsatz bestätigt, daß wirkliche Arbeit, keine Scheinarbeit, gefordert werden muß, wenn
nicht einerfeits der Trägheit und Arbeitsscheu Vorschub geleistet und anderseits vermieden werden
soll, daß die aufzuwendendenSummen eine ungehenre Höhe erreichen.

Aber auch ohne daß außerordentlicheNotstände eintreten, befinden sich ernstlichArbeit¬
suchende stets und zu jeder Jahreszeit, besonders aber im Winter hauptsächlichan der Rhein-
strcißc und an den Grenzen nach Holland, Belgien und den Rcichslanden unterwegs, für welche
die mit ArbeitsnachweisVerbundene „Beschäftigungsanstalt" die Rettung — vielleicht vor dem
langsamen Untergang im Stromcrtum, vielleicht auch aus äußerster Verzweiflung — bedeutet.
Deshalb hat die Fürsorge im Verein mit der katholischen Eharitas und der evangelischen Innern
Mission nicht geruht, auf Mittel und Wege zu sinnen, wie dem obdachlosenund arbcitlosen, ehr»
liche Arbeit suchenden Mitmenschen zu helfen sei, für welche nach ß 28 des Reichsgesetzes vom
5. Juni 1870 betreffend den Unterstützuugswohnsitz gesorgt sein sollte.

Es ist hier nicht die Stelle, die Gründe zu erörtern, welche die praktische Undurchführ-
barkeit der in dem 8 28 des genannten Gesetzes angegebenenBestimmungen bewirken.— Ebenso
wollen wir die noch in frischem Gedächtnis befindlichenVersucheeiner gesetzlichen Regelung des
Naturalverpflegungsstationswescnsübergehen.

Dagegen verdient das Gesetz vom 26. Juni 1907 ernste Beachtung. Soll es doch dazu
dienen, „das Wanderarbeitswefen zu ordnen" (ß 1). Die Erfahrung hat gelehrt, daß der
Kampf gegen den Wandcrbettel zum geringstenTeile strafrechtlicher Natur fein kann. Die zahl¬
reichen Bettler, denen man in den Gefängnissenbegegnet (im Januar 1910 in Düsseldorf 130),
sind geistig minderwertige, körperlichdefekte, alkoholisch degenerierte Menschen. In Zeiten einer
günstigen wirtschaftlichen Konjunktur findet man unter ihnen selten mit Zuchthans Vorbestrafte,
höchstensehemaligeDiebe und Hehler, die durch die Truukfucht energielos geworden sind. Sie
bilden weniger eine Gefahr als eine Landplage. Die Säuberung der Landstraßen der Rhcinprovinz
von dem Stromertum, das sich aus allen Landesteilen Deutschlands rekrutiert, würde deshalb als
eine soziale Tat zu begrüßen sein.

Noch wichtiger aber ist die verbrechensvurbeugende Absicht des Wandcrarbeitsstiittengesetzes.
Will es doch „mittellosen, arbeitsfähigen Männern, die außerhalb ihres Wohnortes
Arbeit fuchen, Arbeit vermitteln und vorübergehend gegen Arbeitsleistung Be¬
köstigung uud Obdach gewähren". Die traurigste Erscheinungauf dem ganzen Gebiete der
Kriminalität ist das Vergehen und Verbrechen aus Not. Ein Gesetz, welches diesen in Zeiten
ungünstiger Konjunktur leider nicht vereinzelt vorkommendenVerzweiflungstaten vorbeugen will,
verdient schon aus diesem Grunde empfohlenzu werden. Dabei darf nicht Überfehen werden, daß
in Notzeiten am allerwenigstendie aus den Strafhäusern Entlassenen darauf rechnen dürfen, feste
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Arbeit zu erhalten. Es gelingt ihnen vielfach beim besten Willen nicht, und sie sind dann auf
die Landstraße, den Wauderbettel angewiesen, trotz aller Bemühungen seitens der Fursorgcvereme,
deren edle menschenfreundliche Aufgabe schon in normalen Zeiten schwer genug ist.

Noch heute gilt im vollen Umfange, was gelegentlich der 53. Generalversammlungunserer
Gesellschaft Pastor Stursberg gesagt hat: „Die erste Bedingung für ihre (der Entlassenen
Rehabilitierung, das Festgehalten- und das Ansüssiggemachtwerden an einem bestimmten Orte macht
die heutige Gesetzgebung unmöglich, vielmehr möglicheine fast absolut freie Bewegung. Nament-
lich sind es entlassene Gefangene,welche sich dies zu Nutzen machen uud die gefährlichsten Elemente
dem Vagabundentum zuführen oder wieder zuführen, weil es für viele der Durchgang zum Ver¬
brechen war Ob man denn nicht endlich zur Einsicht kommt, daß die umfassendste Fürsorge für
entlassene Gefangene, welche namentlich durch Beschaffungvon Arbeitsgelegenheitund, wo es not
tut, durch die gesetzliche Möglichkeitdes Arbeitszwanges gestützt sein mnh, im allere,genstenmate¬
riellen und uationalökonomischen Interesse der Gesellschaft, der Gemeinde, des Staates liegt, ganz
abgesehen davon, was freilich die Hauptsachebleibt, daß sie viele vor dem chaungen Untergang
im Verbrechertumbewahrt. Gewiß, wird etwas an der einen Stelle nn sozialen Organismus
versänmt, die Krankheit bleibt darin und bricht an einer anderen Stelle um so scharfer hervor.
Was bis jetzt in dieser Richtung geschieht,ist gering gegenüberder gewaltigen Aufgabe und alle
Liebesmühescheitert gerade in Zeiten, wo Ueberfluß an Arbeitskräften henfcht, an der Unmöglich¬
keit, Arbeit für Entlassene zu beschaffen." <,,..> ^..»^

Der Borstand und Ausschuß der Rh. W. G. G. bittet deshalb einen Provinz, lla.dtag
M Interesse einer wirtsamen Bekämpfungder durch zeitweiligeArbeitslosigkeitbedmg en )lot und
der Wanderbettelei das Wanderarbeitsstättengesetzin der Rheiuprovinz aus eme den hiesigenBer-
hältnissenentsprechende Weise zur Durchführung bringen zu wollen.

Falls jedoch der Provinzmllandtag vom Gedanke» der zwangswe.seu E"fuhrung tuesev
Gesetzes zurzeit noch absehen sollte, so kann damit doch nicht gesagt sem, daß d.e Pr°UmM-
behörde für die Bestrebungen gegeu Arbeitslosigkeituud habe. E.
sei deshalb gestattet in Kürze darzulegen, welche Einrichtnngen
Gesellschaft in dieser Richtung getroffen hat und wie sich an« diesen Anfängen em System schaffn,
lassen dürfte, das jeder Unterstützungwert ist. ,

Die dringende Notwendigkeit, den zahlreichen Sttafentlasstnen Unter ^
zu verschaffen, füh te etliche uuter den Hilfsvereinenunserer Gesellschaft dazu Arbeitsstelleu n

Arbeitslose einzurichten. Hier sollte dem arbeitsfähigen «nd ar e.tsw.lligen Manne r s^m
Strafe verbüßt hat, Gelegenheit gegeben werden, seine guten Vm ätze auszusuhreu. Gle chzell
soll ihm der Vorwcmd genommen werden, es stehe ihm niemand bei. und sei er genötigt,,«
Rechtsbrüchezu begehe». Die Arbeitsstellen für Arbeitslofe haben ^ '« ^er F° geze.t
ausgezeichnetbewährt als Uebergangsstationen ans dem Gefängnis m ^
haben sich ferner bewährt als die beste Gelegenheit, die Arbeitswilligenvon den Arbeitsscheu '^
unterscheiden,endlich haben sie sich bewährt als Zuflucht für den
Wanderer, dem sie gegen eine entsprechende nnter Aufsicht vollbrachteArbe.tsleistungKost und
Unterkunftgewähren solange, bis er andere Arbeit gefundenhat oder "e'ter wanw« "^ « ^
Arbeitsstellen sind nicht Wanderarbeitsstätten im Sinne des
mehr haben sie den Charakter von Arbeiterkolonien,d» die Leute so
wollen auch werden sie für ihre Arbeit bezahlt. Uebrigens steht auch der Aufnahm von e n^

welche nicht in den Mhmen des Wanderarbeitsstä.tengesetzesfallen
würde, nichts im Wege.
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Zurzeit bestehen solche von Gesängnishilfsvcreincn eingerichteteArbeitsstellen für
Arbeitslose in Barmen, Cöln, Düsseldorf, Mülhcim a. d. Ruhr und Königswiuter. Aehnliche
Einrichtungen, die zwar nicht von Gefängnishilfsuereme» gegründet worden sind, wohl aber in
demselbenSinne und in engem Zusammenhang mit diesen arbeiten, bestehen in Bonn, Vordeck,
Duisburg, Essen, Gummersbach und Kreuznach. Weitere Hilfsvereine nehmen sich der Mittellosen
und Heimatlosen energisch an und würden gern ähnliche Einrichtungen treffen, wenn ihnen durch
wirksameBeihilfen die Möglichkeitgegebenwürde, so vor andern die Gefängnishilfsvereinean den
Grenzen z. B. in Emmerich, Lobberich, Goch, Eupen (Herbesthal) und Saarbrücken. Endlich
würde sich in Crefcld, wo die Polizeiverwaltung gegen Arbeitsleistung Unterkunft und Kost in der
Herberge zur Heimat gewährt, und in Meiderichsowie in Neunkirchen und Remscheid, wo durch
die Herberge zur Heimat die Arbeit vermittelt wird, sich das Vorhandene unschwer ausbauen
lassen, ebenso in Aachen, Coblenz nnd M.«Gladbach, wo nicht nur rührige Gefängnishilfsvereine,
sondern auch alle Vorbedingungen für eine geordnete Unterbringung der obdachlosenWanderer in
Gesellenheimenund Herbergen zur Heimat sowie auch Arbeitsnachweisestellenvorhanden sind.

Was die Beschäftigung der Arbeitsuchenden anbetrifft, so würde in den größeren
Städten das Holzzerkleinern, wie es bereits an den 15 oben genannten Plätzen der Fall ist,
in erster Linie in Betracht kommen; doch lassen sich, wie das Beispiel von Barmen, Vorbeck und
Mülheim a. d. Ruhr zeigt, bei gutem Willen und einigem Geschick auch andere Beschäftigungs¬
arten, zumal für weniger leistungsfähigePersonen finden. In kleineren Städten nnd besonders
an den Grenzplcitzeu wie z, V. Emmerichund Herbesthal würde in der Vcschäftigungsanstaltdas
Steineklopfen zu betreiben sein, wobei bezüglichder Anfuhr und Abnahme des Materials das
Entgegenkommen der Behörden als selbstverständlichvorausgesetztwerden darf. Werden doch
gerade jene Gegenden vom Vettel in ganz besondererWeise heimgesucht. Wir bemerken nur, daß
während des letztvergangenenJahres die Zahl der über Emmerich aus Holland abgeschobenen
Personen 733 betrug und diejenige der über Herbesthal aus Belgien abgeschobenen Personen ist
noch weit höher.

Ein Mitglied des Gefangenenfürforgevereinsin Eupen berichtet: „Herbesthal ist allwöchenl^
lich zweimal der Schauplatz einer traurigen Szene. An jedem Montag und Donnerstag wird
eine Reihe deutscher Reichsangehörigeraus dem belgischen Staatsgebiete verwiesenund in Herbes'
thal über die Grenze gesetzt. Von diesem Schicksal wurden betroffen:

Im Jahre der Lütticher Weltausstellung mehr als 2400 Personen,
im Jahre 190? 1201
„ .. 1908 1715
.. „ 1909 2000 ..

Im Jahre 1910, in welchem die Weltausstellung zu Brüssel stattfindet, wird die Zahl
der hierhin abgeschobenen Deutschen 2000 weit überschreiten. Unter den Ausgewiesenenbefinden
sich verhältnismäßig viele Jugendliche (unter 18 Jahren), z. B. vom 1. Januar bis 25. November
1909, also in weniger als Jahresfrist, wurden 323 Jugendliche ausgewiesen. Auch weibliche Per¬
sonen, meist jugendlichenAlters, sind unter den Ausgewiesenen. Ihre Zahl beträgt jährlich an¬
nähernd 100,

Die Abgeschobenen weiden dem Kriminalkommissärin Herbesthal vorgeführt und dann,
wenn polizeilicherseitsnichts gegen sie vorliegt, entlassen, und zwar bilden diejenigen, welche ent¬
lassen werden können, bei weitem den größte» Teil der Ausgewiesenen. Diese Leute sind nun
nach ihrer Entlassung dem Elend preisgegeben; denn sie sind ausgehungert, ohne genügende
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Kleidung, ohne Geldmittel und ohne Erwerbsgelegenheit. Morgens um 6 Uhr, am Ausweisungs-
wge, erhalten die Inhaftierten in Belgien einige Nahrung. Da die Ausweisungum Mittag erfolgt,
wird feitens der belgischen Behörde mittags keine Beköstigunggewahrt. Aber ebensowenig geschieht
m diefer Beziehung etwas preußifcherseits. Allerdings steht dem Kriminalkommissärjährlich die
Summe von 150 Mark zur Verfügung, eine Zuwendung des Eupener Gefangenenfürsorgevereins.
Aber diese Summe reicht nicht weit. Iu ganz dringenden Fällen wird sie zur Bestreitung von
Reisekosten, z. V. für weibliche Ausgewiesene,in Anspruchgenommen; was übrig bleibt wird zur
Beschaffung von Kaffee und Brot verwendet. Da sich die Kosten für eine Portion auf 30 Pfg.
stellen, können nur etwa 400 Perfonen pro Jahr berücksichtigt werden.

Die Zahl der Ausgewiefenenist am größten im Winter, und gerade dann macht sich e,n
weiterer Uebelstand empfindlichgeltend: Die Ausgewiesenensind ohne genügende Kleidung. Eme
größere Anzahl ist z, B. nicht im Besitz eines Hemdes! Und erst die Fußbekleidung! Und wenn
die defekten Kleidungsstücke der Lente vorschriftsmäßigdesinfiziertworden sind, dann sind erst recht
die reinsten Lumpen daraus geworden.

In verwahrlostemZustande und mit hungrigemMagen sehen sich die Ausgewiesenen nach
ihrer Entlassung auf der Landstraße Wind und Wetter ausgefetzt. Sie sind nicht ,n der Lage,
sich selbst etwas beschaffen zu können; denn wenn sie Geld haben, so handelt es stch doch dabei
- von verschwindenden Ausnahmen abgesehen- um wenige Pfennige, m,t denen nichts anzu¬
fangen ist, die Mehrzahl der Leute besitzt aber gar nichts.

Bei einer folchen Sachlage kann es nicht wundernehmen,wenn die Leute der Verzweiflung
nahe sind. Auch ist die Gefahr nicht zu unterschätzen, die dadurchfür die Grenzbewohnerentsteht.
Diese haben nicht nur unter einer ungeheuren Bettelei zu leiden, sondern müssen auch bestandig
fürchten,daß die Ausgewiesenendurch ihre Notlage zu Diebstählcn getriebenwerden.

Betteln und Stehlen ist das einzige, wodurch die Ausgewiesenen sich weiter helfen können;
denn an Arbeitsgelegenheitfehlt es hier vollständig."

Wovon leben diefe völlig mittellosen Leute, bis sie das Industriegebiet erreicht haben,
wohin sie sich in der Regel wenden? Für die aus Holland abgeschobenenweiblichen Personen
ist im vergangenenJahre insofern Vorsorge getroffen worden, als ein Verein ein ^asyl m
Emmericheingerichtet hat und uuterhält, welchesvorübergehendAufnahmegewährt, bis die ^chuv,
linge in ihre Heimat oder in ein größeres Zufluchtshaus weiter geschickt werden können. H)ie
übrigen Aufgaben harren noch ihrer Lösung. ..,.,,. m <^>^

Die Kostenfragc wird am besten durch die Geschichte unserer bereits bewahrten Arbeits¬
stellen beantwortet. . ^„ .

Die Arbeitsstelle für Arbeitslose in Barmen ist im Jahre 18W m einem von
der Stadt Barmen unentgeltlich zur Verfügung gestellten Raum durch die Elberfeld - Barmer
Gefängnisgesellschaft errichtetworden. Die zur Anschaffungdes ersten Holzvorrates Mörder lche
Summe, sowie das erste Iahresgehalt des Verwalters wurde durch die Gefängms-GeseMas vor¬
gestreckt. Der Umsatz und der Gewinn nahmen von Jahr zu Jahr zu. Im Jahre l«"'' «« °
ein eigenes Grundstückmit Eisenbahnanschlnßerworben und dafelbst ein geräumiger^WMMpen
sowie ein Materialschuppenmit einem Kostenaufwandvon 74 000 Mk. errichtet - D« ^chmoen-
last beträgt noch 60 000 Mark und wird mit '/.«/« «nd den gesparten I.nsen aniortistert. An
Zuschüssenerhält die Arbeitsstelle von den Städten Elberfeld und Barmen, denen stc wichtige
Dienst leistet welche vom Standpunkt der vorbeugendenArmenpflege«^ gewmd,gt werden, ,e
600 Mark ja rlich und zwar von Elberfeld erst feit 1900. Sonst hat sich die Arbeitsstellen.cht
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nur selbst erhalten, sondern auch Ueberschüsseerzielt, trotzdem daß den Arbeitern ein Durchschnitts¬
lohn von Mark 2,50 gewährt weiden konnte. Manche verdienen erheblich mehr. Die Arbeit wird
in Akkord verrichtet, damit der Fleißige nicht unter dem Faulen zu leiden hat. Im Jahre 1908
ergab die Rechnung zum ersteu Male einen Fehlbetrag von 700 Mt., der jedoch seinen Grund
in den hohen Ginkaufspreisendes Holzvorrates hatte. Die Verkaufspreisesind infolgedessen erhöht
worden, und da der Umsatz keinen Rückgang erfahren hat, wird ein neuer Fehlbetrag vorläufig
nicht zu erwarten sein. Im Jahre 1907 sind 298525 Holzbündchen zum Feueranzünden und
11496 Zentner Brennholz verkauftworden; im Jahre 1908: 544 800 Holzbündchenund 11029
Zentner Brennholz. Täglich wurden durchschnittlich 25 Leute beschäftigt und die Zahl der Durch¬
reisenden, welche gegen Arbeitsleistung Naturalvcrpflegung erhielten, betrug 1907: 1460 und
1908: 190? Personen.

Von dem arbeitsscheuen Gesinde! wird die Arbeitsstellegemieden; ein aus dem Zuchthaus
iu Werden Entlassener, welcher von dem Pfarrer am Gefängnis in ElberfeldUnterkunft und Hand¬
werkszeug forderte, aber zunächst einen Aufnahmeschein für die Arbeitsstelle ausgehändigt bekam,
erklärte: „Eher gehe ich in das Zuchthaus zurück, als daß ich mich so weit herunterlasse, Holz
klein zu machen." — Ein schlagender Beweis, welche trefflichen Dienste eine Arbeitsstelle für
Arbeitslosebei der sehr schwierigen Aufgabe der Unterbringung Entlassener leistet, wo auf die recht¬
zeitige Unterscheidung arbeitswilliger und arbeitsscheuer Elemente so viel ankommt.

Die Arbeitsstelle des Gefängnisvereins in Cöln wurde 1890 begründet; sie be¬
schäftigte 1908/09 72 Personen, darunter 60 Entlassene, mit 2622 Arbeitstagen; es wurden 5946
Zentner Brennholz zerkleinert. Der Tagelohn betrug Mk. 1,46. —

Dazu kommt noch das Arbeitsasyl des Vincenz-Vereins, welches 1907 5159 Leute mit
rund 20 000 Pflegetagen aufgenommenhat.

Die Arbeitsstellein Mülheim a. d. Ruhr wurde 1908 begründet. Bei äußerst geschickter
Leitung wurden schon im ersten Jahre sehr beträchtlicheErfolge erzielt; es wurden allmonatlich
1500 Zentner Brennholz und 60 000 Holzbündchen von bis zu 127 gleichzeitig beschäftigten
einheimischen und fremden Leuten geliefert. Die gezahlte» Löhne betrugen Mk. 2,50 bis 3,50
und 6662 Personen erhielten Verpflegung in der Herberge zur Heimat.

Die Arbeitsstellein Königswinter besteht seit 1902 mit dem Arbeitsnachweis für die
BürgermeistereienHonnef, Oberwinter und Oberkassel. 1908 wurden 581 Sack Brennholz von
556 mittellosen Wanderern zerkleinert, welche dafür Nachtherberge mit Abendessenund Frühstück
bezw. Mittagbrot erhielten. —

Der Unterstützungsvereinfür wandernde Handwerker in Bonn besteht seit 1880. Er hat
in den letzten 5 Jahren gegen Arbeitsleistung ohne Unterschiedder Konfesstonmittellose Arbeits¬
willige unterstützt:

Im Jahre Verpflegungskosten
1905 - 3936 Mann - Mk. 2577,—
1906-4611 ,. - „ 3321,-
1907-4695 „ - „ 3446 —
1908-4743 „ - „ 3456-
1909-4660 „ - ,, 3313,—

Die Unterstütztenerhielten einen Gutschein für Verpflegung in der Herberge zur Heimat.
Außerdem gewährte der Verein in geeigneten Fällen Reisegeld zur schnellerenWeiterbeförderung
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der arbeitslosen Arbeitswilligen, sowie auch Stiefel und Kleidungsstücke für jährlich durchschnittlich
200 Ml. (in manchenJahren 300).

In letzter Zeit hat der Verein auch ortsansässige Arbeitslosebeschäftigt. Das Arbeitsbuch
weist für Januar 1910 auf: 436 Wanderer und etwa 10 Einheimische. Letztere waren an 205
Arbeitstagen beschäftigt.

Die Städtische Verwaltung hat den Verein seit etwa 10 Jahren mit jährlich 500 Ml.
unterstütztund mit Rücksicht auf die Verlegung der Arbeitshalle und Gewinnung eines größeren
Arbeitsplatzes für die Jahre 1909 und 1910 je 1000 Mk. Zuschuß gewährt, in der Hoffnung,
baß die Versorgung der mittellosen Wanderer bis dahin durch die Provinz geregelt wird.

Die Stadt Crefeld gewährt im Winter mittellosen Wanderern Verpflegung in der
Herberge zur Heimat gegen zweistündigeArbeitsleistung.

In Duisburg-Ruhrort können täglich von 3—7 Uhr nachmittags 5 Personen sich die
Verpflegungin der Herberge zur Heimat durch Holzzerklcinern verdienen; es waren im Jahre 1908
1071 Personen und der „Armenverein" zahlte 535 Mk. Zuschuß.

In Düsseldorf besteht ein „Verein für Arbeitsnachweis sowie zur Beschäftigung
und Verpflegung von Arbeitsuchenden", Er unterhält eine Wanderarbeitsstätte, deren
Charakter jedoch mehr kolonialer Art ist. Sie beschäftigteim Jahre 1908 ständig im Durch¬
schnitt 14 Personen; die Zahl der halben Arbeitstage von Wanderern betrug 3278. Die Stadt
Düsseldorf gewährt einen jährlichen Zuschuß von 1500 Mk.

In Essen nimmt sich der „Verein zur Unterstützung mittelloser Reisender" der
Arbeitsuchendenan. In einem Lokale des Armenhauses (Gerlingstraße 125) haben diese Leute
'/< o1»in Holz zu zerkleinern,wofür ihnen dann Verpflegung und Nachtlager in der Herberge zur
Heimat gewählt wird. Es waren im Jahre 1908 3335 Personen. Ausweispapieresind erforderlich.
Der Iahresznschuß betrug 167? M. Leute, die sich nicht ausweise» können, müssen sich an das
Asyl für Obdachlosewenden.

In Kreuznach besteht eine Wcmdcrarbeitsstätte, die aus Kreismitteln einen jähr¬
lichen Zuschuß von 750 Mk. erhält. In der Zeit vom 1. April 1908 bis 31. März 1909
erhielten 2764 Personen gegen Arbeitsleistung Verpflegung und Nachtquartier in der Herberge
zur Heimat.

Auch in Mciderich ist mit der Herberge zur Heimat eine Verpflegungsstation ver¬
bunden. Die Kosten der Verpflegungsstation bestreitet die Stadtverwaltung, und von den
Leuten wird Holzzerkleinern verlangt. Die Stadt Duisburg gewährt einen jährlichen Zuschuß
von 2000 Mk.

Ebenso besteht in Neunkirchen eine Station, wo gegen Arbeitsleistung (Holzhacken
und Straßenkehren) Verpflegung in der Herberge zur Heimat gewährt wird.

In Remscheid hat der Herbergsverein vor etwa Jahresfrist eine Holzzerkleinerungs¬
anstalt eingerichtet, worin bereits 1000 ArbeitsuchendeBeschäftigung und ehrliches Brot ge¬
funden haben.

In Neviges besteht neben dem Herbergsverein ein Verein zur Beschäftigung Obdach¬
loser. Die Arbeitsuchendenerhalten bei den einzelnen Bürgern Beschäftigung und sodann Ver¬
pflegung in der Herberge zur Heimat.

In diesem Zusammenhange darf nicht übergangen werden, daß in der Rheinprovinz auch
die Heilsarmee sich der Obdachlosenund Arbeitslosen annimmt und sie gegen Gewährung von
Kost und Unterkunft beschäftigt.Im Männerheim in Cöln fanden 1908 Aufnahme 432 Männer;

2?
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davon wurden in Arbeit gebracht 46; 92 andere fanden Arbeit durch eigene Bemühung. In
Düsseldorf wurden 452 aufgenommen. In Mülheim (Ruhr) fanden Aufnahme 353 Männer,
in Solingen 262 und in Glberfeld 273; davon fanden durch eigene Bemühung in Mülheim 25,
in Solingen 71 und in Elberfeld 31 Arbeit, durch Vermittelung des Heims in Mülheim 21, in
Solingen 2 und in Elberfeld 8.

Besondere Beachtung als Beschäftigungsanstaltenfür vorübergebend arbeitslose schreib-
kundige Leute verdienen die Schreibstuben für Stellenlose in Lötn, Crefeld, Düsseldorf,
Duisburg, Elberfeld, Essen und Mülheim (Ruhr).

Endlich ist die in Borbeck befindliche Naturalverpflegungsstation zu nennen, welche
eine ganz besondere Stelle einnimmt und ähnlich der DüsseldorferWanderarbeitsstätte mehr den
Ehnrakter einer Arbeiterkoloniehat. Die Leute werden zu Arbeiten auf den Gemeindewcgen,bei
den Landwirten und Gartenbesitzern,bei den Unternehmern, bei der Gasanstalt usw. herangezogen.
Die Arbeitsleistungen bezw. die gezahlten Arbeitslöhne genügen nach dem Bericht des dortigen
Bürgermeisters vom Jahre 1904 vollständig, um die der Gemeinde erwachsenden Kosten für die
Einrichtung zu decken, sodaß ein Zuschuß nicht erforderlich ist. Es ergeben sich für die
Gemeinde sogar noch mancherleiVorteile, da die auf der Station untergebrachtenLeute auch als
Handwerker,Wäscher,Viehwärter und Gärtner im GemeindeashlVerwendung finden können. Die
Station hat während der ersten zwanzig Jahre ihres Bestehens 18 911 Leute aufgenommen
beschäftigt und verpflegt.

Man sucht die Arbeitsuchenden vor dem Bummelleben der Landstraße zu bewahren, man
sucht sie an regelrechte Arbeit, Zucht und Ordnung zu gewöhnenund besondersauch vom Alkohol¬
mißbrauch fern zu halten. Infolgedessen sind die Erfahrungen über alle Erwartungen günstig.
Der Bericht schließt: „Die Handhabung der Zucht und Ordnung unter den Leuten bietet keine
Schwierigkeiten. Sie scheuenaußerordentlichden Wegfall ihres Guthabens bei der unfreiwilligen
Entlassung. Letztere ist allerdings auch das einzige Strafmittel, welches zur Anwendung gelangen
kann. Die Fälle, in denen dies geschehen mnß, können aber immerhin als vereinzeltebezeichnet
werden, auch wird, wenn eine mildere Beurteilung zulässig erscheint, wenigstens ein Teil der
Arbeitsvergütung bewilligt. Für die längere Zeit hier verweilendenLeute ist eine kasernenmäßig
eingerichtete Baracke vorhanden. Die Ausgaben sind zwischenzeitlich gedeckt, so daß der Gemeinde
hierdurch ein finanzielles Opfer nicht auferlegt ist. — Von den Insassen der Naturalverpflegungs¬
station sind viele als Arbeiter bei den hiesigenWerken verblieben und auf diese Weise der Land¬
straße entzogen worden. Auch bei der Gemeindeverwaltung haben mehrere Leute Beschäftigung
gefunden und ihre Leistungen sowie ihre Führung sind befriedigend. Hiernach können, nach den
seit 20 Jahren gemachtenErfahrungen, die Ergebniffe der ganzen Einrichtung als gute und für
die Gemeinde nutzbringendebezeichnet werden."

Das Gesetz vom 29. Juni 1907 bestimmt in § 5: „Von den Kosten der mit Wander«
nrbeitsstätten verbundenen Arbeitsnachweiseübernimmt der Staat nach Vereinbarung mit den
Provinzen einen angemessenen Bruchteil."

Die Verbindung der Wanderarbeitsstätte mit einem Arbeitsnachweis wird demnach als
etwas Selbstverständliches angesehen, ein Gedanke, welchen bereits im Jahre 1882 auf der
53. Generalverfcunmlung unserer Gesellschaft der Vorsitzendedes Siegener Armenunterstützungs-
vereins, Grnbcndircktor Knops, mit Nachdruck vertreten hat. Als Grundlage seiner günstigen
Erfahrungen, über welche er damals berichtenkonnte, gilt ihm der Nachweis von Arbeit, also die
Einrichtung von Arbeitsnachweisebureaus. Seitdem sind in allen größeren Städten der
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Monarchie gemeinnützigeArbeitsnachweisestellenentstanden und Verbünde von solchen geschaffen
worden, fo daß es sich erübrigt, hier auf Einzelheiten einzugehen. Es sei nur bemerkt, daß ein
selbständigerArbeitsnachweis,etwa in der Art, wie ihn etliche Herbergen zur Heimat auf schlichte
und billige Weise eingerichtethaben, als selbstverständliches Zubehör einer Arbeitsstellefür Arbeits¬
lose angesehen werden müßte, wobei die Verbindung der Arbeitsstellenuntereinander und mit dem
AllgemeinenArbeitsnachweis sorgfältig zu beachten sein würde. — Ernstlich Arbeitsuchende stellt
m der Rheinprovinz hauptsächlich das Heer der Industriearbeiter sowie die beständig im Wachsen
begriffene Zahl der aus Belgien und Holland abgeschobenen Deutschen, von denen bereits oben
die Rede war. Allen diesen Leuten ist mit einer langwierigen Fußwanderung bis zu der sich
irgendwodurch irgeud einen höchst unwahrscheinlichen glücklichen Zufall auftuenden Arbeitsgelegen¬
heit wenig gedient, um fo mehr mit dem Arbeitsnachweis, wo sie erfahren können, wer ihnen
ständige Arbeit geben kaun. Bis diese gefunden wird, muß der Arbeitsuchende vorübergehendArbeit
auf der „Arbeitsstelle für Arbeitslose" verrichten, damit verhindert wird, daß der anfangs
arbeitswilligeMann sich an das Bummelleben der Landstraße gewöhnt. Wird dann nach etlichen
Tagen dem Arbeitsnachweisvon auswärts mitgeteilt, daß sich eine geeigneteStelle für den Mann -
gefundenhat, dann ist der Arbeitsuchende mit der Eisenbahn möglichst schnell dorthin zu befördern
und hat seinerseitsdie Verpflichtung,die ihm vermittelteArbeit unverzüglich anzutreten. Besonders
für den Durchgangsverkehrder Arbeitslosen von der Grenze her dürfte sich dieses Verfahren als
richtig erweisen, auch schon aus dem Grunde, daß nicht die ländliche Bevölkerung jener Kreise
durch die aus dem Ausland abgeschobenenLeute unnötig gebrandschatztwird. Die preußische
Eisenbahnverwaltungist, wie der Minister des Innern im Abgeordnetenhausemitteilt, bereit, einen
bis auf 1 Pfennig für das Personeukilometer herabgesetzten Tarif für arbeitsuchende Wanderer in
denjenigenProvinzen einzuführen,welche das Wanderarbeitsstättenwesenausreichendregeln. (Abg.
H. 1907, Sten. Ber. S. 399.)

Ganz von selbst werden Arbeitsnachweisund Arbeitsstelleeine zwar nicht engherzige, aber
immerhin wirksameKontrolle ausüben, welche mit derjenigen der Polizei Hand in Hand gehen
muß. Die wohltätige Folge wird eine sehr erhebliche Verminderung des Stromertums sein, zumal
wenu recht kurzer Prozeß mit den notorischen Bettlern und Landstreicherngemacht wird. Diese
gehören nun einmal in die möglichst langzeitige Sicherungshaft des Arbeitshauses. Zurzeit sind
in den preußischenArbeitshäusern etwa 9000 Menscheninterniert, die nach geltendem Recht darin
bis zu zwei Jahren festgehaltenwerden dürfen. In der Regel bleiben sie jedoch meist kürzere
Zeit darin, um ungebessert,weil unsozial und darum auch nicht besserungsfähig, wieder losgelassen
zu werden. In Belgien werden derartige Leute iu dem Korrektionshaus Mcrxplas, das mitten
in der Heide angelegt ist, welche sie kultivieren, mindestens 2 und höchstens 7 Jahre lang
festgehalten.

Nach dem schweizerischenStrafgesetzbuchentwurfwird bestimmt: „Wenn jemand schon viele
Freiheitsstrafen erlitten hat und dann wieder ein Verbrechen begeht, welches die Rechtsgüter:
Sittlichkeit, Treu und Glauben, Leib und Leben, verletzt, dann können die Richter anordnen, daß
er auf die Dauer von 10 bis 20 Jahren in ein Arbeitshaus eingebrachtwird und dort arbeiten
muß. — Auch das Norwegische Strafgesetzbuch sieht eine korrettionelleNachhaft bis auf die Dauer
von 15 Jahren vor. Es steht zu hoffen, daß auch das zu erwartende neue Strafgesetzbuch für
das DeutscheReich solche Bestimmungen treffen wird, welche denjenigen Elementen, welche die
Freiheit mißbrauchen,ihre Freiheit auf lange Dauer nimmt.

2?»
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Nur wenn gleichzeitig mit eiserner Strenge und schärfster Zucht gegcu den echten Vaga¬
bunden eingeschritten wird, vermag die unermüdliche, erbarmende Liebe, die jedem entgegen¬
gebrachtwerden muh, der gern wieder ein ordentlichesGlied der Gesellschaftwerden will, ihr
Ziel zu erreichen.

Die Rheinisch-WestfälischeGefängnis-Gesellschaft stellt sich da, wo es sich um die
Lösung der zweiten Aufgabe handelt, mit ihrer Organisation und ihren Erfahrungen freudig zur
Verfügung.

Aus obigeu Ausführungengeht hervor, daß in 1? rheinischen Städten bereits Beschäftigungs¬
anstalten bestehen (Bcmnen, Bonn, Borbeck,Cöln, Crefeld, Duisburg-Ruhrort, Düsseldorf, Elber-
feld, Essen, Gummersbach,Königswinter, Kreuzncich, Weiderich,Mülheim a. d. Ruhr, Neunkirchen,
Remscheid und Solingen). Allerdings fehlt bis jetzt, abgesehen von Barmen, Cöln, Königswinter
und Mülheim a. d. Ruhr, welche der Zentralstelle für das das Gefcmgcnenfürsorgcwesen angeschlossen
find, jeder Zusammenhang. Die einzelnensind verschieden eingerichtet, auch erfüllen nicht alle
die Anforderungen, welche an sie gestelltwerden.

Jedoch würde sich der Zusammenschlußzu einem Verbände ermöglichenlassen, dessen
Leitung nach einheitlichen Grundsätzen arbeitet und die einzelnen Glieder mit Rat und bei reger
Vetätigung mit wirksamenBeihilfen unterstützt.

Die Rheinisch-Westfälische Gefängnis-Gesellschaft,zugleich Zentralstelle für das Gefangenen-
fürsorgewefen in der Rheinprouinz, würde sich die einheitliche Organisation derartiger mit Arbeits¬
nachweisenverbundenen Arbeitsstätten an den hauptsächlichstenWanderstraßcn der Nheinprovinz
augelegen sein lassen, und durch schrittweises Vorgehen ein Netz von Beschäftigungscmstalten schaffen,
das in normalen Zeiten dem Bedürfnis genügen dürfte. Sie würde aus Mitgliedern ihres
Vorstandes und Ausschuffes unter Hinzuziehung von bewahrten Sachkennern eine Kommission
bilden, welche die bereits gewonnenenErfahrungen praktisch anzuwendenund für die zweckmäßige
Verwendung der ihr von Behörden und Privaten dargereichtenMittel Sorge zu tragen hätte.
Selbstverständlichwären wir gern bereit, auch der Provinzialverwaltung in dieser KommissionSitz
und Stimme in dem etwa gewünschten Umfange zu geben.

Es ist ein eigentümlichesZusammentreffen, daß in dem Augenblick, wo diese Zeilen
niedergeschrieben weiden, das amtlicheKreisblatt für den Landkreis Düsseldorf einen Auszug aus
dem Haushaltsplan der Rheinischen Provinzialverwaltung für 1910 bringt, in dem es heißt: „Die
Arbeitsanstalt Brauweiler rechnet auch mit einer Mehrbelegnng uud mit 2« 000 Mark Mehrzu¬
schuß aus Pruvinzialmitteln. Hier machen sich Wechselbeziehungen geltend; geht es der
Industrie gut, dann wächst Gras auf den Höfen der Arbeitsanstalten, stehen die
Hochöfen still, dann füllen sich die Räume dieser Asyle."

Würde der letzte Satz dieser Zeitungsnotiz den wirklichenVerhältnissen entsprechen, so
läge in der Tatsache, daß ehrliche Arbeiter, welche in Zeiten günstiger Konjunktur am Hochofen
hart arbeiten und sich ehrlich ihr Brot verdienen, aber bei schlechterKonjunktur das Arbeitshaus
als letztes Asyl aufsuchenmüssen, eine furchtbare Anklage gegen die Gesellschaft. Und wenn
wir auch jenen Satz mir teilweise für richtig halten können, so ist trotzdem daraus die ernste
Gewissensmahnung zu entnehmen, daß durch den Ausbau der bestehendenArbeitsstellen für
Arbeitslose den ehrlich arbeitsuchendenLeuten der beschämendeSchritt erspart werde, das
tägliche Brot erbetteln zu müssen.

Der Vorstand und Ausschuß der Rheinisch-WestfälischenGefängnis-Gesellschaftbittet
deshalb für den Fall, daß der Provinziallandtag den Beschluß des 49, RheinischenProvinzial-
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